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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Währungs- und Notenbank des Bundes 
(Bundesbankgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ABSCHNITT I 

Bezeichnung, Rechtsform und Sitz 

§ 1 

Zur Währungs- und Notenbank des Bundes 
wird die Bank deutscher Länder bestimmt. 
Sie führt den Namen „Deutsche Bundesbank“ 
(im folgenden Bundesbank genannt). 

§ 2 

Die Bundesbank ist eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts. 

§ 3 

Den Sitz der Bundesbank bestimmt die Bun- 
desregierung. Die Bundesbank unterhält keine 
Zweigniederlassungen. 


ABSCHNITT II 
Aufgaben 

§ 4 

(1) Die Bundesbank hat die Aufgabe, die 
Währung zu sichern, den Geldumlauf und die 
Kreditversorgung der Wirtschaft zu regeln so- 
wie für eine ordnungsmäßige Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs im Bundesgebiet und mit 
dem Ausland zu sorgen. 

(2) Die Bundesbank ist verpflichtet, die all- 
gemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung zu beachten und im Rahmen ihrer Auf- 
gaben zu unterstützen. 

§ 3 

(1) Die Bundesbank bedient sich bei Er- 
füllung ihrer Aufgaben der Landeszentralban- 
ken, insbesondere auch, um die vom Bundes- 
bankrat beschlossenen währungs- und kredit- 
politischen Maßnahmen durchzuführen. 


(2) Die Bundesbank pflegt die Zahlungs- 
bereitschaft der Landeszentralbanken. 

§ 6 

(1) Die Bundesbank ist befugt, Aktien der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
zu erwerben und zu veräußern. 

(2) An anderen internationalen Einrichtun- 
gen, die einer gemeinsamen internationalen 
Währungspolitik dienen, kann sich die Bun- 
desbank mit Zustimmung der Bundesregierung 
beteiligen. 

§ 7 

(1) Die Bundesbank steht der Bundesregie- 
rung in Fragen des Geld- und Kreditwesens, 
der Währungsgesetzgebung und des Devisen- 
verkehrs mit ihrem Rat zur Verfügung. 

(2) Die Bundesbank hat der Bundesregie- 
rung die von dieser verlangten Berichte und 
Auskünfte zu erteilen. 


ABSCHNITT III 
Allgemeine Befugnisse 

§ 8 

(1) Die Bundesbank hat das ausschließliche 
Recht, Banknoten im Bundesgebiet auszu- 
geben. Ihre Noten lauten auf Deutsche Mark. 
Sie sind das einzige unbeschränkte gesetzliche 
Zahlungsmittel. Noten, die auf kleinere Be- 
träge als zehn Deutsche Mark lauten, dürfen 
nur im Einvernehmen mit der Bundesregie- 
rung ausgegeben werden. 

(2) Die Bundesbank hat für beschädigte 
Noten Ersatz zu leisten, sofern der Inhaber 
entweder einen Teil der Note vorlegt, wel- 
cher größer ist als die Hälfte, oder den Nach- 
weis führt, daß der Rest der Note, von wel- 
cher er nur die Hälfte oder einen geringeren 
Teil vorlegt, vernichtet ist. 

(3) Der Aufruf und die Einziehung von 
Noten erfolgt durch das Bundesbankdirekto- 
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rium, das hierüber die näheren Bestimmun- 
gen erläßt. Diese Bestimmungen sind öffent- 
lich bekanntzugeben. 

(4) Die aufgerufenen Noten werden nach 
Ablauf der vom Bundesbankdirektorium be- 
stimmten Umtauschfrist ungültig. 

(5) Die Bundesbank ist nicht verpflichtet, 
für vernichtete, verlorene und ungültig ge- 
wordene Noten Ersatz zu leisten. 

§ 9 

Die Bundesbank bestimmt im Rahmen des 
§ 4 die Währungs- und Kreditpolitik und 
sichert ihre einheitliche Durchführung in den 
Ländern. Sie kann zur Durchführung der 
Währungs- und Kreditpolitik einschließlich 
der Offenmarktpolitik Richtlinien aufstellen, 
die die Landeszentralbanken binden; in Ein- 
zelfällen kann sie auch Anordnungen treffen. 

§ 10 

Die Bundesbank setzt für ihren Geschäfts- 
verkehr und für den der Landeszentralban- 
ken die Zins- und Diskontsätze fest. 

§ 11 

(1) Die Landeszentralbanken haben bei der 
Bundesbank, die übrigen Geldinstitute bei den 
Landeszentralbanken für Sicht-, Termin- und 
Spareinlagen Mindestreserven als Guthaben 
zu halten. Die Bundesbank setzt die Höhe 
der Mindestreserven fest; sie kann hierbei im 
Rahmen ihrer Kreditpolitik von der Ver- 
pflichtung entbinden, Mindestreserven für be- 
stimmte Einlagen zu halten. 

(2) Die zur Haltung von Mindestreserven 
verpflichteten Geldinstitute haben für den 
Betrag, mit dem sie ihr Mindestreservesoll 
unterschreiten, einen Sonderzins in Höhe von 
3 vom Hundert über dem jeweiligen Lom- 
bardsatz zu zahlen. 

(3) Ländliche Kreditgenossenschaften, die 
einer Zentralkasse angeschlossen sind und kein 
Girokonto bei der Landeszentralbank besit- 
zen, können ihre Mindestreserven bei ihrer 
Zentralkasse halten, die dann ihrerseits Gut- 
haben in gleicher Höhe bei der Landeszen- 
tralbank zu unterhalten hat. 

§ 12 

Die Bundesbank überwacht den gesamten 
bankmäßigen Überweisungsverkehr, der aus 
Aufträgen Dritter herrührt und über die Lan- 


desgrenzen hinausgeht. Die Kreditinstitute 
sind, verpflichtet, auf Verlangen der Bundes- 
bank Nachweise über den Überweisungsver- 
kehr vorzulegen. 

§ 13 

Die Bundesbank bestimmt Art und Um- 
fang der von ihr benötigten statistischen Un- 
terlagen auf dem Gebiet des Bank- und Geld- 
wesens. Sie führt die auf diesem Gebiet erfor- 
derlichen statistischen Erhebungen durch und 
wertet die Ergebnisse der Statistik für die 
Zwecke ihres Geschäftsbereiches aus. Die Kre- 
ditinstitute sind verpflichtet, auf Verlangen 
der Bundesbank die notwendigen Angaben 
zu machen. 

§ 14 

Die Bundesbank ist befugt, von den Lan- 
deszentralbanken alle Auskünfte und Berichte 
zu verlangen, die sie zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben benötigt. 

§ 15 

Die Bundesbank stellt im Benehmen mit den 
Bankaufsichtsbehörden verbindliche Grund- 
sätze zur Sicherung der Einheitlichkeit des 
Rechnungswesens bei den Landeszentralban- 
ken auf. 

ABSCHNITT IV 
Geschäftskreis 

§ 16 

(1) Die Bundesbank kann mit den Landes- 
zentralbanken folgende Geschäfte betreiben: 

1. unverzinsliche Einlagen annehmen, 

2. Wechsel, die den Erfordernissen des Ab- 
satzes 3 entsprechen, kaufen und ver- 
kaufen, 

3. von der Bundesrepublik Deutschland, der 
Bundesbahn und der Bundespost begebene 
Wechsel kaufen und verkaufen, 

4. verzinsliche Darlehen auf nicht länger als 
drei Monate gegen Pfänder gewähren 
(Lombardverkehr), und zwar gegen 

a) Weihsei, die den Erfordernissen des 
Absatzes 3 entsprechen, 

b) Wechsel, Schatzanweisungen und Schuld- 
buchforderungen, deren Aussteller oder 
Schuldner die Bundesrepublik Deutsch- 
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land, die Bundesbahn, die Bundespost 
oder ein Land der Bundesrepublik 
Deutschland, 

c) verzinsliche Schuldverschreibungen. 

, 5. Wertgegenstände, insbesondere Wertpapiere, 

in Verwahrung und in Verwaltung nehmen. 

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Geschäfte 
kann die Bundesbank auch mit der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau, der Deutschen 
Verkehrs-Kreditbank A. G., der Deutschen 
Genossenschaftskasse, der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank, der Industrie-Kredit- 
Bank A. G., der Ausfuhr-Kredit-Bank A. G., 
der Bank für Vertriebene und Geschädigte 
(Lastenausgleichsbank) A. G. und anderen 
Zentralkreditinstituten betreiben, deren 
Aufgabengebiet sich nach Gesetz oder Sat- 
zung auf das gesamte Bundesgebiet erstreckt 
und die durch Verordnung der Bundesregie- 
rung zum unmittelbaren Geschäft mit der 
Bundesbank zugelassen werden. 

(3) Aus den nach Absatz 1 Nr. 2 und 4 a 
oder Absatz 2 angekauften oder beliehenen 
Wechseln sollen drei als zahlungsfähig be- 
kannte Verpflichtete haften; hierbei wird die 
Unterschrift der Landeszentralbank nicht mit- 
gezählt. Die Wechsel müssen innerhalb von 
drei Monaten nach dem Tage des Ankaufs 
oder der Beleihung fällig sein. Sie sollen gute 
Handelswechsel sein. Von dem Erfordernis 
der dritten Unterschrift kann abgesehen wer- 
den, wenn durch eine der Landeszentralbank 
oder der Bundesbank selbst gestellte Sicherheit 
oder in sonstiger Weise die Sicherheit des 
Wechsels gewährleistet ist. 

§ 17 

(1) Die Bundesbank darf der Bundes- 
republik Deutschland, der Bundesbahn und 
der Bundespost Betriebskredite in Form von 
Kassen- und Wechselkrediten gewähren. 

(2) Der Betrag der Kassenkredite an die 
Bundesrepublik Deutschland, die Bundesbahn 
und die Bundespost sowie der von ihnen be- 
gebenen Wechsel, welche die Bundesbank für 
eigene Rechnung gekauft oder für welche sie 
eine Diskontzusage gegeben hat, darf ins- 
gesamt 

bei der Bundesrepublik Deutschland eine 
Milliarde fünfhundert Millionen Deutsche 
Mark, 

bei der Bundesrepublik Deutschland 
(Sondervermögen Ausgleichsfonds) zwei- 


hundertfünfzig Millionen Deutsche Mark, 
bei der Bundesbahn vierhundert Millionen 
Deutsche Mark, 

bei der Bundespost zweihundert Millionen 
Deutsche Mark 

nicht überschreiten. 

§ 18 

(1) Die Bundesbank ist verpflichtet, für die 
Bundesrepublik Deutschland, die Bundesbahn 
und die Bundespost Bankgeschäfte unentgelt- 
lich zu erledigen, insbesondere unverzinsliche 
Einlagen anzunehmen sowie Einrichtungen für 
den Zahlungs- und Überweisungsverkehr und 
für die Verwahrung und Verwaltung von 
Wertgegenständen und Wertpapieren zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland wird 
ihre die allgemeine Bundesverwaltung be- 
treffenden Bankgeschäfte durch die Bundes- 
bank oder die Landeszentralbanken besorgen 
lassen. Sie wird ihre Anleihen, Schatzanwei- 
sungen und Wechsel in erster Linie durch die 
Bundesbank begeben lassen. 

§ 19 

Die Bundesbank ist befugt, Bankgeschäfte 
für ausländische Regierungen und deren Ver- 
tretungen zu erledigen. 

§ 20 

Die Bundesbank ist befugt, am offenen 
Markt zu kaufen und zu verkaufen: 

1. Wechsel, Schatzanweisungen, verzinsliche 
Schuldverschreibungen und Schuldbuch- 
forderungen, deren Aussteller oder Schuld- 
ner die Bundesrepublik Deutschland, die 
Bundesbahn oder die Bundespost sind, 

2. nachstehende zum amtlichen Börsenhandel 
zugelassene Wertpapiere: 

Pfandbriefe, Kommunalobligationen, ver- 
zinsliche Schuldverschreibungen Öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften sowie solcher 
Kreditinstitute, für deren Schuldverschrei- 
bungen auf Grund gesetzlicher Bestimmun- 
gen eine besondere Deckungsmasse haftet 
oder die Bundesrepublik Deutschland die 
Bürgschaft übernommen hat. 

§ 21 

(1) Die Bundesbank kann für eigene oder 
fremde Rechnung Devisen einschließlich Wert- 
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papiere in ausländischer Währung, Gold, 
Silber oder Platin kaufen und verkaufen und 
andere Geschäfte in diesen Werten abschließen. 

(2) Sie kann Konten bei Kreditinstituten 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes oder bei deren Niederlassung im Bundes- 
gebiet unterhalten und für solche Kredit- 
institute Konten führen. 

§ 22 

Andere Geschäfte als die in den §§ 16 
bis 22 zugelassenen darf die Bundesbank nur 
für Zwecke des eigenen Betriebes und der 
Betriebsangehörigen oder zur Durchführung 
und Abwicklung zugelassener Geschäfte vor- 
nehmen. 


ABSCHNITT V 
Leitung und Verwaltung 

§ 23 

(1) Die Organe der Bundesbank sind der 
Bundesbankrat (§ 24), das Bundesbankdirek- 
torium (§ 25) und der Beirat (§ 27). 

(2) Der Präsident des Bundesbankdirek- 
toriums ist zugleich Präsident, der Vizepräsi- 
dent des Bundesbankdirektoriums ist Vize- 
präsident des Bundesbankrats. Sie führen die 
Dienstbezeichnung „Präsident der Bundesbank“ 
und „Vizepräsident der Bundesbank“. 

(3) Der Bundesbankrat bestimmt im Rah- 
men des § 4 die Währungs- und Kreditpolitik 
der Bundesbank. Er kann Weisungen für die 
allgemeine Geschäftspolitik der Bundesbank 
erteilen. 

(4) Dem Bundesbankdirektorium obliegt die 
Durchführung der Beschlüsse des Bundesbank- 
rats und die allgemeine Geschäftsführung der 
Bundesbank. 

(5) Der Beirat übt beratende Tätigkeit aus. 
Er kann vom Bundesbankrat gutachtlich ge- 
hört werden. 

(6) In Fällen, in denen nach Ansicht des 
Präsidenten der Bundesbank Maßnahmen er- 
forderlich sind, deren Aufschub die Erfüllung 
der Aufgaben der Bundesbank gefährden 
würde, kann der Präsident der Bundesbank im 
Namen des Bundesbankrats handeln; in 
solchen Fällen ist der Bundesbankrat zur Be- 
schlußfassung über die getroffenen Maßnah- 
men unverzüglich einzuberufen. 


(7) Die Bundesbank wird durch das Bundes- 
bankdirektorium gerichtlich und außer- 
gerichtlich vertreten. 

(8) Erklärungen sind für die Bundesbank 
verbindlich, wenn sie von zwei Mitgliedern 
des Bundesbankdirektoriums abgegeben wer- 
den. Sie können auch von Vertretern abge- 
geben werden, die das Bundesbankdirek- 
torium bestimmt. 

(9) Zur Rechtswirksamkeit einer der Bun- 
desbank gegenüber abzugebenden Willens- 
erklärung genügt die Abgabe der Erklärung 
gegenüber einem Mitglied des Bundesbank- 
direktoriums oder gegenüber einem vom 
Bundesbankdirektorium ermächtigten Ver- 
treter. 

§ 24 

(1) Der Bundesbankrat besteht aus dem 
Präsidenten der Bundesbank, dem Vize- 
präsidenten der Bundesbank, den Präsidenten 
der Landeszentralbanken und den weiteren 
Mitgliedern des Bundesbankdirektoriums 
(§ 25 Abs. 1). Der Präsident der Bundesbank 
führt den Vorsitz; ist er verhindert, führt der 
Vizepräsident der Bundesbank den Vorsitz. 

(2) Der Präsident einer Landeszentralbank 
wird von der zuständigen S— l K des betreffen- 
den Landes im Benehmen mit der Bundes- 
regierung ernannt. 

(3) Der Präsident einer Landeszentralbank 
bedarf zur Ausübung seiner Tätigkeit im 
Bundesbankrat der Einwilligung der Bundes- 
regierung. Diese ist im allgemeinen für die 
Amtszeit des Präsidenten einer Landeszentral- 
bank zu erteilen. 

(4) Soweit in diesem Gesetz oder in der 
Satzung nichts anderes bestimmt ist, faßt der 
Bundesbankrat seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. Zur Beschlußfähigkeit ist die 
Anwesenheit von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder des Bundesbankrats erforderlich. 
Mitglieder des Bundesbankdirektoriums kön- 
nen sich bei Abwesenheit durch ein anderes 
Mitglied des Bundesbankdirektoriums ver- 
treten lassen. 

(5) Ein Mitglied des Bundesbankrats darf 
sein Stimmrecht nicht ausüben, wenn die Be- 
schlußfassung ein Rechtsgeschäft mit ihm oder 
seine Entlastung zum Gegenstand hat. Bei der 
Beschlußfassung über den Jahresabschluß (§ 33) 
ruht das Stimmrecht aller Mitglieder des 
Bundesbankdirektoriums. 
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(6) Die Mitglieder des Bundesbankrats und 
ihre Vertreter sind bei Meinungsäußerungen 
und bei Abstimmungen im Bundesbankrat 
nicht an Weisungen gebunden. 

§ 25 

(1) Das Bundesbankdirektorium besteht 
aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten 
und mindestens sechs, höchstens acht weiteren 
Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Bundesbankdirek- 
toriums werden vom Bundespräsidenten be- 
stellt, der Präsident und der Vizepräsident auf 
Vorschlag der Bundesregierung, die übrigen 
Mitglieder auf Vorschlag des Bundesbankrats. 

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder des 
Bundesbankdirektoriums beträgt fünf Jahre, 
die des Vizepräsidenten sechs Jahre. Wieder- 
bestellung sowie im Einzelfall die Festsetzung 
einer kürzeren Amtsdauer ist zulässig. 

(4) Das Bundesbankdirektorium faßt seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet die Stimme des Präsidenten. Zur Be- 
schlußfähigkeit ist die Anwesenheit von mehr 
als der Hälfte der Mitglieder des Bundesbank- 
direktoriums erforderlich. 

§ *26 

(1) Der Bundeskanzler, der Bundesminister 
für Wirtschaft und der Bundesminister der 
Finanzen oder deren ständige Vertreter sind 
berechtigt, an den Sitzungen des Bundesbank- 
rats als Vertreter der Bundesregierung teilzu- 
nehmen. Sie können auch die Anberaumung 
einer Sitzung verlangen. Sie haben kein 
Stimmrecht, können aber Anträge stellen. 

(2) Bestehen nach Ansicht eines Vertreters 
der Bundesregierung im Hinblick auf die all- 
gemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung gegen einen Beschluß des Bundesbankrats 
Bedenken, so kann der Bundeskanzler oder 
einer der beiden anderen Vertreter der Bundes- 
regierung gegen den Beschluß des Bundesbank- 
rats binnen vier Tagen Einspruch einlegen. 

(3) Die Bundesregierung kann binnen zwei 
Wochen nach Einlegung des Einspruchs ver- 
langen, daß der Bundesbankrat zu erneuter 
Beratung und Beschlußfassung über den 
Gegenstand des Einspruchs Zusammentritt. Bei 
dieser Beschlußfassung haben der Präsident 
und der Vizepräsident der Bundesbank dop- 
peltes Stimmrecht. 


(4) Macht die Bundesregierung von ihrem 
Recht, eine erneute Beschlußfassung zu ver- 
langen, keinen Gebrauch, so gilt der Einspruch 
als zurückgenommen. 

(5) Die Durchführung von Beschlüssen, 
gegen die Einspruch erhoben wird, ist bis zur 
erneuten Beschlußfassung auszusetzen, es sei 
denn, daß der Einspruch zurückgenommen 
wird oder gemäß Absatz 4 als zurückgenom- 
men gilt. Nicht auszusetzen ist die Durch- 
führung von Beschlüssen, durch welche die 
Diskont- und Lombardsätze oder die Sätze 
für die Haltung von Mindestreserven geän- 
dert werden. 

§ 27 

(1) Der Beirat setzt sich zusammen aus 
Sachverständigen des Kreditgewerbes, der 
Industrie, des Handels, der Landwirtschaft, 
der Versicherungen, des gemeindlichen Finanz- 
wesens, des Handwerks, der Gewerkschaften, 
der freien Berufe und der Wissenschaft. Dem 
Beirat sollen nicht mehr als 28 Mitglieder an- 
gehÖren. Den Vorsitz führt der Präsident der 
Bundesbank oder sein Stellvertreter. 

(2) Die Bestellung der Mitglieder erfolgt 
durch den Präsidenten der Bundesbank nach 
Anhörung der in Betracht kommenden berufs- 
ständischen und sonstigen Organisationen auf 
die Dauer von drei Jahren. 

(3) Der Beirat ist mindestens zweimal im 
Jahre oder auf Antrag von mindestens einem 
Drittel seiner Mitglieder einzuberufen. 

(4) Die Mitglieder des Bundesbankrats kön- 
nen an den Sitzungen des Beirats teilnehmen. 


ABSCHNITT VI 

Rechtsverhältnisse der Angehörigen der 
Bundesbank 

§ 28 

(1) Die Dienstverhältnisse und Bezüge des 
Präsidenten der Bundesbank, des Vizepräsi- 
denten der Bundesbank sowie der weiteren 
Mitglieder des Bundesbankdirektoriums wer- 
den durch Verträge zwischen diesen und der 
Bundesbank, vertreten durch den Bundes- 
bankrat, geregelt. Die Verträge bedürfen der 
Zustimmung der Bundesregierung. 

(2) Der Präsident der Bundesbank er- 
nennt die Beamten der Bundesbank. 
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(3) Die Beamten der Bundesbank sind 
mittelbare Bundesbeamte. Ihre Rechtsver- 
hältnisse können insoweit durch ein Personal- 
statut und ein Besoldungsstatut geregelt wer- 
den, als die Bedürfnisse eines geordneten und 
leistungsfähigen Bankbetriebes Abweichungen 
von den für Bundesbeamte geltenden Vor- 
schriften erfordern. Das Personalstatut und 
das Besoldungsstatut werden vom Bundes- 
bankrat erlassen und bedürfen der Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

(4) Die Beamten der Bundesbank unter- 
stehen der für Bundesbeamte geltenden 
Dienststrafordnung. Oberste Dienstbehörde 
der Beamten der Bundesbank ist der Präsi- 
dent der Bundesbank. 

(5) Für die Angestellten und Arbeiter der 
Bundesbank gelten bis zum Abschluß von 
Tarif Vereinbarungen, die der Zustimmung 
der Bundesregierung bedürfen, die Bestim- 
mungen der ATO., TO.A und TO.B nebst 
den dazu gehörigen allgemeinen Dienstord- 
nungen. 


ABSCHNITT VII 

Grundkapital, Wochenausweis, 
Jahresabschluß und Gewinnverteilung 

§ 29 

(1) Das Grundkapital der Bundesbank be- 
trägt einhundert Millionen Deutsche Mark. 
Hieran sind die Bundesrepublik Deutschland 
und die Landeszentralbanken je zur Hälfte 
beteiligt. 50 vom Hundert der bisherigen 
Anteile der Landeszentralbanken am Grund- 
kapital der Bank deutscher Länder gehen auf 
die Bundesrepublik Deutschland über. Den 
Landeszentralbanken werden in gleicher 
Höhe Ausgleichsforderungen gegen die Bun- 
desrepublik Deutschland zugeteilt, die mit 3 
vom Hundert jährlich zu verzinsen sind. 

(2) Die Landeszentralbanken können mit 
Zustimmung des Bundesbankrats ihre Anteile 
ganz oder teilweise an andere Landeszentral- 
banken übertragen. 

§ 30 

Das Bundesbankdirektorium veröffentlicht 
Ausweise jeweils nach dem Stand vom 7., 15., 
23. und Letzten eines jeden Monats. Die Aus- 
weise müssen enthalten: 


I. A k t i v a 

Guthaben bei ausländischen Banken 
Sorten, ausländische Wechsel und Schecks 

Forderungen aus der Abwicklung des Aus- 
landsgeschäfts 

Inlandswechsel 

Wechsel und unverzinsliche Schatzanwei- 
sungen des Bundes und der Bundesverwal- 
tungen 

Lombardforderungen gegen 

a) Wechsel 

b) Ausgleichsforderungen 

c) sonstige Sicherheiten 
Vorschüsse und Kassenkredite an 

a) Bund und Bundesverwaltungen 

b) sonstige öffentliche Stellen 
Deutsche Scheidemünzen 
Postscheckguthaben 
Wertpapiere 

Ausgleichsforderungeil und unverzinsliche 
Schuldverschreibungen 

Sonstige Aktiva 

II. P a s s i v a 
Banknotenumlauf 
Einlagen 

a) der Landeszentralbanken 

b) des Bundes und der Bundesverwal- 
tungen 

aa) Gegenwertkonten 
bb) sonstige Guthaben 

c) ausländischer Regierungsstellen 

d) sonstiger Einleger 

Verbindlichkeiten aus der Abwicklung des 
Auslandsgeschäfts 

Grundkapital 

Gesetzliche und sonstige Rücklagen 
Sonstige Passiva 

a) Rückstellungen 

b) sonstige 

§ 31 

Das Bundesbankdirektorium veröffentlicht 
monatlich einen Gesamtausweis der Bundes- 
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bank und der Landeszentralbanken nach dem 
Stand vom Monatsende. 

§ 32 

(1) Der Jahresabschluß ist vom Bundes- 
bankdirektorium innerhalb von vier Mona- 
ten nach Ablauf eines jeden Jahres aufzustel- 
len. Der Jahresabschluß und die Bücher der 
Bundesbank sollen durch sachverständige und 
unabhängige, vom Bundesbankrat zu bestel- 
lende Wirtschaftsprüfer geprüft werden, be- 
vor das Bundesbankdirektorium dem Bun- 
desbankrat den Jahresabschluß zuleitet. 

(2) Der Bundesbankrat prüft und geneh- 
migt den Jahresabschluß; er erteilt dem Bun- 
desbankdirektorium Entlastung und veröf- 
fentlicht den genehmigten Jahresabschluß 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Ge- 
schäftsjahres. 

(3) Das Geschäftsjahr der Bundesbank ist 
das Kalenderjahr. 

§ 33 

(1) Von dem jährlichen Reingewinn der 
Bundesbank sind zwanzig vom Hundert — 
mindestens aber zwanzig Millionen Deutsche 
Mark — solange einer gesetzlichen Rücklage 
zuzuKihren, bis diese fünf vom Hundert des 
Notenumlaufs erreicht. Die gesetzliche Rück- 
lage darf nur zum Ausgleich von Wertmin- 
derungen und zur Deckung von sonstigen 
Verlusten verwendet werden. Der Verwen- 
dung der gesetzlichen Rücklage steht nicht 
entgegen, daß freie, zum Ausgleich von Wert- 
minderungen und zur Deckung von sonstigen 
Verlusten bestimmte Rücklagen vorhanden 
sind. 

(2) Aus dem verbleibenden Reingewinn 
erhalten die Bundesrepublik Deutschland und 
die Landeszentralbanken einen Gewinnanteil 
bis zu sechs vom Hundert ihrer Kapitalan- 
teile. Von dem nach Ausschüttung dieses Ge- 
winnanteils verbleibenden Restbetrag des 
Reingewinns können zehn vom Hundert zur 
Bildung von Rücklagen der Bundesbank für 
bestimmte Zwecke verwendet werden. Der 
dann noch verbleibende Restbetrag fließt der 
Bundesrepublik Deutschland zu. 

ABSCNHITT VIII 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 34 

(1) Die Bundesbank steht einer obersten 
Bundesbehörde gleich. 


(2) Die Bundesbank ist von der Körper- 
schaftsteuer, Vermögensteuer und Gewerbe- 
steuer befreit. 

(3) Die Bundesbank genießt in Bau-, Woh- 
nungs- und Mietangelegenheiten die gleichen 
Vergünstigungen wie die Bundesrepublik 
Deutschland. 

§ 35 

Alle im Dienst der Bundesbank tätigen 
oder auf Grund dieses Gesetzes mit Angele- 
genheiten der Bundesbank befaßten Perso- 
nen sind zur Verschwiegenheit über diese 
Angelegenheiten verpflichtet, auch nachdem 
ihre Tätigkeit für die Bundesbank beendet 
ist. Sie dürfen über Angelegenheiten der 
Bundesbank vor Gericht nur mit Einwilli- 
gung des Präsidenten der Bundesbank aus- 
sagen. Die Einwilligung soll nur versagt wer- 
den, wenn die Aussage das öffentliche Wohl 
gefährden oder die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben erschweren würde. 

§ 36 

(1) Die Bundesbank führt das kleine Bun- 
dessiegel. Der Präsident der Bundesbank 
führt das große BundessiegeL 

(2) Der Präsident der Bundesbank kann 
für die Bundesbank Urkundsbeamte bestel- 
len. Diese müssen die Befähigung zum Rich- 
teramt besitzen. In Angelegenheiten der 
Bundesbank können die Urkundsbeamten 
alle Amtsgeschäfte eines Notars wahrnehmen 
und das kleine Bundessiegel führen. 

(3) Die Befugnis, die Bundesbank zu ver- 
treten, kann durch die Bescheinigung eines 
Urkundsbeamten der Bundesbank nachgewie- 
sen werden. 

§ 37 

(1) Der Bundesbankrat erläßt die Satzung 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften für 
den inneren Dienstbetrieb der Bundesbank. 
Die Satzung bedarf der Zustimmung der 
Bundesregierung. 

(2) Die Satzung sowie alle für die Öffent- 
lichkeit bestimmten Bekanntmachungen der 
Bundesbank werden im Bundesanzeiger ver- 
öffentlicht. Dies gilt namentlich auch für die 
Diskont- und Lombardsätze, die im allgemei- 
nen Geschäftsverkehr mit der Bundesbank 
und den Landeszentralbanken gelten, sowie 
für die Mindestreservesätze. 
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ABSCHNITT IX 
Strafbestimmungen 

§ 38 

(1) Wer vorsätzlich unbefugt Geldzeichen 
(Marken, Münzen, Scheine und sonstige Ur- 
kunden, die geeignet sind, im Zahlungsver- 
kehr an Stelle der gesetzlich zugelassenen 
Münzen oder Banknoten verwendet zu wer- 
den) oder unverzinsliche Inhaberschuldver- 
schreibungen ausgibt, wird, auch wenn ihre 
Wertbezeichnung nicht auf Deutsche Mark 
lautet, mit Geldstrafe bis zum Zehnfachen 
des ausgegebenen Betrages, jedoch nicht un- 
ter fünftausend Deutsche Mark bestraft. Da- 
neben kann auf Gefängnisstrafe bis zu einem 
Jahr erkannt werden. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Bei Fahrlässigkeit ist auf Geldstrafe zu 
erkennen. 

§ 39 

(1) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vor- 
sätzlich 

1. Geldzeichen oder unverzinsliche Inhaber- 
schuldverschreibungen, die unbefugt aus- 
gegeben worden sind (§ 38), zu Zahlungen 
verwendet, 

2. Geldzeichen oder unverzinsliche Inhaber- 
schuldverschreibungen, die außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes ausgege- 
ben sind und ausschließlich oder neben 
einer anderen Wertbezeichnung auf Deut- 
sche Mark lauten, zu Zahlungen im Wäh- 
rungsgebiet verwendet. 

(2) Bei gewerbsmäßiger Verwendung ist 
auf Geldstrafe bis zum Zehnfachen des ver- 
wendeten Betrages zu erkennen. Daneben 
kann auf Gefängnisstrafe bis zu einem Jahr 
erkannt werden. Der Versuch ist strafbar. 

§ 40 

In den Fällen der §§ 38 und 39 können 
Geldzeichen oder unverzinsliche Inhaber- 
schuldverschreibungen, auf die sich die straf- 
bare Handlung bezieht, eingezogen werden. 
Gehörten sie im Falle des § 39 Abs. 1 Nr. 2 
zur Zeit der Tat weder dem Täter noch 
einem Teilnehmer, so ist dem Eigentümer 
eine angemessene Entschädigung aus der 
Staatskasse zu gewähren, es sei denn, daß er 
die Straftat kannte oder kennen mußte oder 
daß er von ihr einen Vorteil gehabt hat, des- 


sen Zusammenhang mit der Straftat ihm er- 
kennbar war. 

§ 41 

(1) Mitglieder des Zentralbankrats oder 
des Bundesbankdirektoriums werden mit Ge- 
fängnis bestraft, wenn sie vorsätzlich den 
Stand der Verhältnisse der Bundesbank oder 
der angeschlossenen Landeszentralbanken in 
einem nach den Bestimmungen dieses Geset- 
zes vorgeschriebenen Ausweis oder Abschluß 
falsch darstellen oder verschleiern. 

(2) Neben der Gefängnisstrafe kann auf 
Geldstrafe bis zu hunderttausend Deutsche 
Mark erkannt werden. 


ABSCHNITT X 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 42 

(1) Die Mitglieder des Bundesbankrats sol- 
len vom Bundespräsidenten binnen vier Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stellt werden. Der Bundesbankrat soll von 
seinem Vorschlagsrecht nach § 25 erst Ge- 
brauch machen, wenn der Präsident und der 
Vizepräsident der Bundesbank sowie die Prä- 
sidenten der Landeszentralbanken bestellt 
worden sind. 

(2) Bis zur Neubestellung der Präsidenten 
der Landeszentralbanken werden ihre Ge- 
schäfte von den bisherigen Präsidenten wahr- 
genommen. Diese sind solange auch Mitglie- 
der des Bundesbankrats. 

(3) Bis zur Neubestellung bleiben der Prä- 
sident des Zentralbankrats und die Mitglie- 
der des Direktoriums der Bank deutscher 
Länder in ihren Ämtern. Sie werden jedoch 
nicht Mitglieder des Bundesbankrats, soweit 
sie bisher nicht bereits dem Zentralbankrat 
angehört haben. 

§ 43 

Die der Bank deutscher Länder auf dem 
Gebiet des Devisenrechts übertragenen Auf- 
gaben und Befugnisse werden bis zu einer 
Neuregelung von der Bundesbank wahrge- 
nommen. 

§ 44 

Die kurzfristigen Kredite, die der Deut- 
schen Bundesbahn von der Bank deutscher 
Länder vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
währt worden sind, werden nur mit einem 
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Betrag von zweihundert Millionen Deutsche 
Mark auf den der Bundesbahn in § 17 ein- 
geräumten Höchstbetrag angerechnet. 

§ 45 

(1) Der Bundesbankrat hat innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ein Personal- und ein Besoldungssta- 
tut der Bundesregierung zur Zustimmung 
vorzulegen. Bis zum Erlaß dieser Statute, 
längstens bis zum Ablauf eines Jahres nach 
deren Vorlage bei der Bundesregierung, fin- 
den die Vorschriften des Personalstatuts 
der Bank deutscher Länder (Bundesanzeiger 
Nr. 13 vom 19. Januar 1950) und der An- 
lage 1 hierzu (Bundesanzeiger Nr. 38 vom 
23. Februar 1950) Anwendung. 

(2) Bis zum Erlaß der Satzung (§ 37) gilt 
die Satzung der Bank deutscher Länder (Bun- 
desanzeiger Nr. 4 vom 1. Oktober 1949) fort, 
soweit die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
entgegenstehen. 

§ 46 

Soweit in anderen Rechtsvorschriften die 
Bank deutscher Länder genannt ist, tritt an 
die Stelle der Bank deutscher Länder die 
Bundesbank. 

§ 47 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben, 
soweit sie nicht außer Kraft getreten sind: 

l.Das Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder 

(Gesetz Nr. 60 [abgeänderter Text] der 
amerikanischen Militärregierung, Amts- 
blatt der Militärregierung Deutschland 
amerikanisches Kon trollgebiet Ausgabe 
L S. 6, 

Verordnung Nr. 129 [erste Abänderung] 
der britischen Militärregierung, Amts- 
blatt der Militärregierung Deutschland 
britisches Kontrollgebiet Nr. 27 S. 991, 

Verordnung Nr. 203 des französischen 
Oberkommandos, Amtsblatt des fran- 
zösischen Oberkommandos in Deutsch- 
land Nr. 250/256 S. 1912) 

in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
Nr. 15 der Alliierten Hohen Kommission 
betr. Änderung von Rechtsvorschriften 
über Bankwesen und Währungsreform 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommis- 
sion in Deutschland Nr. 7 S. 70) und des 


Artikels 4 des Gesetzes Nr. 29 der Alliier- 
ten Hohen Kommission betr. Änderung 
von Rechtsvorschriften über Banken und 
Währungsreform (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission in Deutschland Nr. 26 
S. 470). 

2. Das zweite Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens 

(Gesetz Nr. 62 der amerikanischen Mi- 
litärregierung, Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland amerikanisches 
Kontrollgebiet Ausgabe J S.18, 

Gesetz Nr. 62 der britischen Militär- 
regierung, Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland britisches Kontroll- 
gebiet Nr. 25 S. 859, 

Verordnung Nr. 129 des französischen 
Oberkommandos, Amtsblatt des fran- 
zösischen Oberkommandos in Deutsch- 
land Nr. 176 S. 1531). 

3. Das Übergangsgesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder vom 10. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 509). 

§ 48 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drit- 
tes Überleitungsgesetz) vom 4. Februar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) im Lande Berlin. 

(2) Hinsichtlich des Landes Berlin gelten 
unter der Voraussetzung des Absatzes 1 fol- 
gende Bestimmungen: 

1. Die Berliner Zentralbank ist Landeszen- 
tralbank im Sinne dieses Gesetzes. 

2. Soweit in diesem Gesetz die Länder der 
Bundesrepublik genannt sind, beziehen 
sich diese Vorschriften auch auf das Land 
Berlin. 

3. Die Beteiligung der Berliner Zentralbank 
an dem Grundkapital der Bundesbank 
bleibt Vereinbarungen zwischen der 
Berliner Zentralbank und den Landeszen- 
tralbanken Vorbehalten. Falls eine Eini- 
gung innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht zustande 
kommt, werden die Anteile der Landes- 
zentralbanken durch Bundesgesetz neu 
verteilt. 

§ 49 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Allgemeines 

Die Reichsbank konnte nach der Besetzung 
Deutschlands im Jahre 1945 ihre Funktion als 
zentrales Notenbankinstitut nicht mehr aus- 
üben. Der Geschäftsbetrieb bei den Nieder- 
lassungen der Reichsbank wurde jedoch in den 
drei westlichen Besatzungsgebieten solange 
aufrechterhalten, bis durch die Gründung der 
Landeszentralbanken in den einzelnen deut- 
schen Ländern die Aufgaben der Reichsbank 
von den Landeszentralbanken übernommen 
wurden. Im Zuge der Neuordnung des Geld- 
wesens wurde für das Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet die Bank deutscher Länder mit Wir- 
kung vom 1. März 1948 durch gleichlautende 
Gesetze der amerikanischen und der britisdien 
Militärregierung (BdL-Gesetz) errichtet. Im 
französischen Besatzungsgebiet wurde das 
BdL-Gesetz in der Neufassung vom 1. No- 
vember 1948 mit Wirkung vom gleichen Tage 
in Kraft gesetzt. Einzelne Bestimmungen des 
Gesetzes wurden durch das Gesetz Nr. 15 der 
Alliierten Flohen Kommission vom 15. De- 
zember 1949 geändert. Durch das Emissions- 
gesetz vom 20. Juni 1948 wurde der Bank 
deutscher Länder für das westdeutsche Wäh- 
rungsgebiet das ausschließliche Recht zur Aus- 
gabe von Banknoten und Münzen übertragen. 

Mit Inkrafttreten des Grundgesetzes erhielt 
der Bund die ausschließliche Gesetzgebungs- 
befugnis auf dem Gebiet des Währungs-, Geld- 
und Münzwesens (Artikel 73 Nr. 4). Artikel 88 
des Grundgesetzes legt dem Bund die Ver- 
pflichtung auf, eine Währungs- und Noten- 
bank als Bundesbank zu errichten. Dieser Be- 
stimmung wird durch die Vorlage dieses Ge- 
setzentwurfs entsprochen. 

Für die Errichtung der Bundesbank boten sich 
zwei Möglichkeiten. Die eine bestand in der 
Beibehaltung des nach 1945 auf Landesebene 
entstandenen Zentralbanksystems mit rechtlich 
und organisatorisch selbständigen Landes- 
zentralbanken und der Bank deutscher Länder 
als Spitzeninstitut. Die andere Möglichkeit 
bestand darin, ein zentrales Notenbankinstitut 
mit eigenen Niederlassungen nach dem Vor- 
bild der ehemaligen Reichsbank zu errichten. 
Der Entwurf hat sich im Grundsatz für die 
Beibehaltung der Bank deutscher Länder und 
der Landeszentralbanken entschieden, weil 


sich dieses System seit der Währungsreform 
bewährt hat. 

Aus der Fassung des Artikels 88 des Grund- 
gesetzes, inbesondere den Worten „als Bundes- 
bank“, und aus der Stellung dieser Ver- 
fassungsvorschrift zwischen den Artikeln 87 
und 89 lassen sich keine entscheidenden Argu- 
mente dafür gewinnen, daß die Bundesbank 
nach dem Vorbild der früheren Reichsbank zu 
gestalten sei. Die Entstehungsgeschichte dieses 
Artikels läßt ebenfalls keine zwingenden 
Schlüsse auf die Organisation der Bundesbank 
zu. Aus dem Artikel 88 ist lediglich zu ent- 
nehmen, daß die Währungs- und Notenbank 
(Bundesbank) als Einrichtung des Bundes zu 
organisieren ist. Es bleibt dem Bundesgesetz- 
geber überlassen, den Aufbau der Bundesbank 
als einer Bundeseinrichtung nach eigenem Er- 
messen zu bestimmen. Der Vorschrift des Arti- 
kels 88 widerspricht es daher nicht, wenn die 
Landeszentralbanken in das Bundesbanksystem 
eingegliedert werden, soweit die Einheitlich- 
keit des Systems dadurch nicht gefährdet wird. 
Dieser Voraussetzung hat der Entwurf durch 
die Bestimmung Rechnung getragen, daß die 
Bundesbank sich bei Erfüllung ihrer Aufgaben 
der Landeszentralbanken bedient (§ 5), daß 
sie verbindliche Richtlinien und Grundsätze 
für die Landeszentralbanken aufstellen sowie 
Anordnungen im Einzelfall erlassen kann 
(§§ 9, 15) und daß in den Organen eine enge 
Verbindung von Bundesbank und Landes- 
zentralbanken (§ 23 und 24) hergestellt wird. 

Aus der Beibehaltung des Zentralbanksystems 
ergibt sich die Übernahme einer Reihe von 
organisatorischen Bestimmungen aus dem 
BdL-Gesetz. Insbesondere wird, um die Ein- 
heitlichkeit der Währungs- und Kreditpolitik 
im Zentralbanksystem zu gewährleisten, der 
Bundesbankrat, dem die Präsidenten der 
Landeszentralbanken nach Einwilligung der 
Bundesregierung angehören, als oberstes 
Organ der Bundesbank nach dem Vorbild des 
Zentralbankrats der Bank deutscher Länder 
gestaltet. Auch dem Direktorium der Bank 
werden grundsätzlich dieselben Aufgaben be- 
lassen, die ihm durch das BdL-Gesetz über- 
tragen waren. Jedoch erfolgt die Willens- 
bildung im Direktorium nach dem Kollegial- 
prinzip. Um eine engere Verbindung zwischen 
der Bundesbank und der Wirtschaft herzu- 
stellen, ist als drittes Organ der Bundesbank 
ein Beirat vorgesehen, der sich aus Vertretern 
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aller Zweige der Wirtschaft zusammensetzt 
und in beratender und gutachtlicher Tätigkeit 
die Auffassungen der Wirtschaft zur Geltung 
bringen soll. 

Nach dem BdL-Gesetz in seiner ursprüng- 
lichen Fassung war die Bank deutscher Länder 
in ihrer Bankpolitik frei von allen Einfluß- 
möglichkeiten deutscher Hoheitsgewalt, auch 
dann, wenn die Bankpolitik der Bank deut- 
scher Länder mit der allgemeinen Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung nicht im Einklang 
stand. Lediglich die Länder hatten dadurch 
einen gewissen mittelbaren Einfluß, daß die 
Mehrheit der Mitglieder des Zentralbankrats, 
nämlich die Präsidenten der Landeszentral- 
banken, durch die Ministerpräsidenten der 
Länder ernannt wurde. Im übrigen war die 
Bank nach Artikel I Nr. 3 des BdL-Gesetzes 
„nicht den Anweisungen irgendwelcher poli- 
tischer Körperschaften oder öffentlicher 
Stellen“ unterworfen. Eine Abhängigkeit be- 
stand indes gegenüber den Besatzungsbehör- 
den, da der Zentralbankrat bei der Bestim- 
mung der Bankpolitik den von der Alliierten 
Bankkommission erlassenen Anordnungen 
Folge zu leisten hatte. Damit war die Bank 
deutscher Länder den Besatzungsmäditen als 
den Inhabern der höchsten Gewalt in Deutsch- 
land unterstellt. 

Durch das Inkrafttreten des Grundgesetzes 
und des revidierten Besatzungsstatuts wurde 
dem deutsdien Gesetzgeber die Möglichkeit ge- 
geben, die Notenbank aus diesem Unter- 
stellungsverhältnis zu losen. Von dieser Mög- 
lichkeit ist durch das „Ubergangsgesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
der Bank deutscher Länder“ vom 10. August 
1952 (BGBl. I S. 509) Gebrauch gemacht 
worden. Hierdurch ist die Bank deutscher 
Länder verpflichtet worden, die allgemeine 
Wirtsdiaftspolitik der Bundesregierung zu 
beachten und im Rahmen ihrer Aufgaben zu 
unterstützen, ferner sind Vertretern der 
Bundesregierung gewisse Befugnisse zur Teil- 
nahme an Sitzungen des Zentralbankrats und 
zur Einholung von Auskünften gegenüber der 
Bank deutscher Länder verliehen worden. 
Diese Regelung hat sich bewährt und ist daher 
vom Entwurf sinngemäß übernommen worden. 

Daneben ist in § 25 vorgesehen, daß der Prä- 
sident der Bundesbank und sein Stellvertreter 
durch den Bundespräsidenten auf Vorschlag 
der Bundesregierung bestellt werden. Eine 
praktische Verwirklichung findet der Gedanke 
des § 4 Absatz 2 in der Übernahme der Vor- 


schrift des Übergangsgesetzes vom 10. August 
1951 in dem Entwurf, daß der Bundeswirt- 
schaftsminister und der Bundesfinanzminister 
an den Sitzungen des Bundesbankrats teil- 
nehmen und Einspruch einlegen können. 
Gegenüber dem Übergangsgesetz ist diese Be- 
fugnis auch auf den Bundeskanzler erweitert 
worden. Die dauernde Fühlungnahme 
zwischen der Bundesregierung und der Bundes- 
bank soll eine frühzeitige Verständigung über 
die währungs- und kreditpolitischen Maß- 
nahmen herbeiführen. Bei Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen der Bundesbank und 
der Bundesregierung sieht der Entwurf ein 
Einspruchsrecht mit aufschiebender Wirkung 
vor. § 26 hindert allerdings nicht, daß die 
Bundesregierung bei der zweiten Beschluß- 
fassung überstimmt werden kann (§ 26). 
Weitergehende Rechte der Bundesregierung, 
insbesondere die Möglichkeit einer Abberufung 
der leitenden Persönlichkeiten der Bundes- 
bank, sind in den Entwurf nicht aufgenom- 
men, damit die notwendige Unabhängigkeit 
der Bundesbank in ihrer Währungs- und 
Kreditpolitik nicht eingesdiränkt wird. 

Im Zusammenhang damit bleiben die Kredit- 
möglichkeiten des Bundes bei der Notenbank 
gesetzlich beschränkt. Während langfristige 
Kredite grundsätzlich ausgeschlossen sind, 
können solche kurzfristiger Art an den Bund 
und seine Sonderverwaltungen nur im Rah- 
men der im Gesetz vorgesehenen Höchst- 
grenzen gegeben werden (Kreditplafonds). 

In der Frage des Verhältnisses zwischen Bun- 
desbank und Landeszentralbanken wird der 
Entwurf eine wesentliche Ergänzung finden in 
dem noch vorzulegenden Entwurf eines 
Bundesgesetzes zur Neufassung der Landes- 
zentralbankgesetze. Diesem Entwurf wird es 
insbesondere Vorbehalten sein, die Stellung der 
Landeszentralbanken näher abzugrenzen und 
notwendige Folgerungen aus dem Entwurf 
des Bundesbankgesetzes für die Landes- 
zentralbanken zu ziehen. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
eine Anzahl besatzungsrechtlicher Vorschriften 
einschließlich der bundesgesetzlichen Über- 
gangsregelung gegenstandslos. Diese Vor- 
schriften sind im einzelnen in § 47 aufgeführt. 
Die Bundesregierung wird bei der Alliierten 
Hohen Kommission gemäß Ziffer 7 c des revi- 
dierten Besatzungsstatuts die Aufhebung der 
Vorsdiriften beantragen, soweit dies erforder- 
lich ist. 



Im einzelnen 

Zu § 1 

Da in der Bank deutscher Länder 'bereits ein 
zentrales Notenbankinstitut vorhanden ist, 
das im wesentlichen den Erfordernissen ent- 
spricht, die an eine Bundesbank zu stellen 
sind, erschien es zweckmäßig, von der Neu- 
errichtung einer Bundesbank abzuschen und 
die Bank deutscher Länder zur Bundesbank zu 
bestimmen. Das bisherige Zentralbanksystem 
hat sich unbestritten bewährt und kann daher 
beibehalten werden. Infolge der Beibehaltung 
des bisherigen Zentralbanksystems kann die 
Bank deutscher Länder mit ihrem gesamten 
Geschäftsbetrieb und ohne wesentliche Ver- 
änderung ihres organisatorischen Aufbaus 
übernommen werden. 

Die Umbenennung der Bank deutscher Länder 
in „Deutsche Bundesbank“ ist nicht nur mit 
Rücksicht auf die inzwischen erfolgte Kon- 
stituierung des Bundes, sondern auch deshalb 
erforderlich, um die Bank nach außen hin, ins- 
besondere gegenüber dem Ausland, als Noten- 
bank des Bundes zu kennzeichnen. 

Zu § 2 

Die Bundesbank ist eine Einrichtung des 
Bundes. Sie ist weder eine Körperschaft noch 
eine Anstalt des öffentlichen Rechts, sondern 
ein Rechtsgebilde eigener Art mit zum Teil 
körperschaftlichen, zum Teil anstaltlichen 
Elementen. Ihr sind wichtige Öffentliche Auf- 
gaben auf dem Gebiet des Währungs-, Geld- 
und Kreditwesens übertragen, aus denen sich 
auch der Kreis der für sie im Gesetz zuge- 
lassenen Geschäfte ergibt. Unbeschadet des 
öffentlichen Charakters dieser Aufgaben sind 
die einzelnen Geschäfte der Bundesbank pri- 
vatrechtliche Geschäfte und unterliegen den 
allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts und des Handelsrechts. 

Zu § 3 

Aus heute noch nicht zu übersehenden Grün- 
den kann sich die Notwendigkeit einer Sitz- 
verlegung der Bundesbank ergeben. Es er- 
scheint daher zweckmäßig, den Sitz nicht ge- 
setzlich festzulegen, sondern seine Bestimmung 
dem pflichtgemäßen Ermessen der Bundes- 
regierung zu überlassen. 

Zu § 4 

Die Bundesbank hat die Aufgabe, durch ihre 
Währungs- und Kreditpolitik die Kaufkraft 


der Währung im In- und Ausland zu sichern 
und damit dem Grundsatz der Währungs- 
beständigkeit Rechnung zu tragen. In Er- 
füllung dieser Aufgabe regelt sie den Geld- 
umlauf unter Berücksichtigung der volkswirt- 
schaftlichen Bedürfnisse, versieht als letzte 
Refinanzierungsquelle im Zentralbanksystem 
die Wirtschaft mit kurzfristigen Krediten und 
sorgt zugleich für eine ordnungsmäßige Ab- 
wicklung des Zahlungsverkehrs im Bundes- 
gebiet und mit dem Ausland. 

Der Bundesbank stehen nach dem Entwurf als 
Mittel zur Durchführung ihrer Aufgaben das 
Recht zur Ausgabe von Banknoten (§ 8), die 
Festsetzung der Zins- und Diskontsätze (§ 10), 
die Bestimmung der Höhe der Mindest- 
reserven (§ 11) und das Offenmarktgeschäft 
(§ 20) zur Verfügung. Die Befugnis zu wei- 
teren kreditpolitischen Maßnahmen (zum Bei- 
spiel Kreditrestriktionen) bedarf keiner ge- 
setzlichen Regelung. 

Die Bundesbank hat ihre bankpolitischen 
Maßnahmen unter Beachtung der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu 
treffen, da die Währungs-, Kredit- und Wirt- 
schaftspolitik nicht ohne Schaden für die ge- 
samte Volkswirtschaft voneinander getrennt 
werden können. Wegen der engen Ver- 
flechtung der Währungs- und Kreditpolitik 
mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik kann 
die Regierung eine Unterstützung durch die 
Notenbank nicht entbehren. Es wurde daher 
die entsprechende Fassung des Übergangs- 
gesetzes vom 10. August 1951 beibehalten. 

Zu § 5 

§ 5 bringt zum Ausdruck, daß Bundesbank 
und Landeszentralbanken ein geschlossenes 
System bilden, in dem den Landeszentral- 
banken die Aufgabe zukommt, den unmittel- 
baren Geschäftsverkehr der Notenbank mit 
den Kreditinstituten ihres Bezirks zu pflegen. 
Die Bundesbank selbst unterhält aus diesem 
Grunde keine Zweigniederlassungen. 

Bedient sich die Bundesbank zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben der Landeszentralbanken, so 
muß die Bundesbank auch verpflichtet wer- 
den, die Zahlungsbereitschaft der Landes- 
zentralbanken sicherzustellen. 

Zu § 6 

In Anbetracht der internationalen Zusammen- 
arbeit auf währungspolitischem Gebiet wird 
die Bundesbank ermächtigt, sich an inter- 
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nationalen Einrichtungen zu beteiligen. Da 
hierdurch außenpolitische Belange des Bundes 
berührt werden können, darf die Bundesbank 
nur mit Zustimmung der Bundesregierung 
handeln. Für die Beteiligung an der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich wird die 
Zustimmung durch das Gesetz selbst erteilt, 
da die Bank deutscher Länder bereits Mitglied 
der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich ist. 

Die Beteiligung der Bundesbank an inner- 
deutschen Einrichtungen bedarf, falls sie nicht 
bereits gemäß § 22 zulässig ist, einer beson- 
deren gesetzlichen Ermächtigung. 

Zu § 7 

Die Bundesregierung hat nach Absatz 2 ein 
Auskunftsrecht, das ihr die Möglichkeit gibt, 
sich nicht nur an Hand der von der Bundes- 
bank vorgenommenen Veröffentlichungen zu 
unterrichten, sondern darüber hinaus Angaben 
zu verlangen, die für die Durchführung der 
allgemeinen Aufgaben der Bundesregierung 
erforderlich sind. Der Entwurf stellt cs in das 
Ermessen der Bundesregierung, zu entschei- 
den, welche Angaben sie als notwendig er- 
achtet. 

Zu § 8 

Aufgabe der Bundesbank ist es, die um- 
laufende Menge an Stückgeld und Giralgeld 
dem Güterumlauf anzupassen. Mit dieser Auf- 
gabe läßt sich die Beibehaltung einer starren 
Grenze für den Notenumlauf — wie sie in § 5 
Absatz 1 des Emissionsgesetzes vorgesehen 
war — nicht vereinbaren. Auch das Emissions- 
gesetz trug diesem Gedanken insoweit Rech- 
nung, als es in § 5 Absatz 2 die Möglichkeit 
einer Ausweitung des Notenumlaufs durch 
einen qualifizierten Beschluß des Zentralbank- 
rats vorsah. Durch eine gesetzliche Begrenzung 
des Notenumlaufs läßt sich die Sicherung der 
Währung nicht erreichen, da das Geldvolumen 
weitgehend durch die Höhe des Giralgeldes 
und die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes 
bestimmt wird. Infolgedessen muß der Schutz 
der Währung durch andere Mittel sicher- 
gestellt werden, nämlich durch die Kredit- 
politik der Notenbank und durch die im Ge- 
setz bestimmte quantitative Begrenzung der 
Kredite an die öffentliche Hand. 

Durch das Emissionsgesetz hatten die Besat- 
zungsmächte der Bank deutscher Länder das 
Recht zur Ausgabe von Banknoten und 


Münzen verliehen. Nachdem durch Artikel 73 
Nr. 4 des Grundgesetzes die Zuständigkeit 
für die Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
Währungs-, Geld- und Münzwesens auf den 
Bund übergegangen ist, hat der Bund in 
Übereinstimmung mit der früheren deut- 
schen Regelung die Ausübung des Münzregals 
durch das Münzgesetz vom 8. Juli 1950 über- 
nommen. Der Bundesbank kann deshalb nur 
das Recht zur Ausgabe von Banknoten über- 
tragen werden. 

Der Vorschrift, daß die Noten der Bundes- 
bank das einzige unbeschränkte gesetzliche 
Zahlungsmittel sind, steht nicht entgegen, 
daß neben den Banknoten Scheidemünzen 
als gesetzliche Zahlungsmittel vorgesehen 
sind, da nach § 3 des Münzgesetzes der Zwang 
zur Annahme von Scheidemünzen auf be- 
stimmte Beträge begrenzt ist. 

Die Stückelung der Noten ist der Bundes- 
bank überlassen. Damit das Münzregal des 
Bundes durch die Ausgabe von Noten über 
kleinere Beträge als 10 DM nicht beeinträch- 
tigt wird, dürfen solche Noten nur im Ein- 
vernehmen mit der Bundesregierung zur Be- 
friedigung eines vorübergehenden Verkehrs- 
bedürfnisses ausgegeben werden. 

Die Vorschriften über den Ersatz von be- 
schädigten Noten und über den Aufruf von 
Noten sind an frühere bankgesetzliche Re- 
gelungen angelehnt. 

Zu § 9 

Die Merkmale einer Währungs- und Noten- 
bank sind nur dann gegeben, wenn die Bank 
in der Lage ist, die Währungs- und Kredit- 
politik für das gesamte Bundesgebiet einheit- 
lich zu steuern und durchzusetzen. Hierzu 
bedarf sie eines Unterbaues, der in den neu 
zu schaffenden Filialen oder in den bereits 
vorhandenen Landeszentralbanken bestehen 
konnte. Die Grundlage für die im Entwurf 
vorgesehene Beibehaltung der Landeszentral- 
banken bildet Artikel 88 Grundgesetz als 
eine Organisationsnorm eigener Art, die von 
dem sonst gegebenen Typenzwang der Ar- 
tikel 84 bis 87 Grundgesetz befreit. Bei der 
Schaffung von Filialen würde cs selbstver- 
ständlich sein, daß diese an die Weisungen 
und Anordnungen der Zentrale gebunden 
wären. Benutzt man für den Unterbau die 
bereits bestehenden Landeszentralbanken, so 
muß die Bundesbank das Recht erhalten, 
auch für die Richtlinien und im Einzelfall 
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Anordnungen zu erlassen, die auf dem Ge- 
biet der Währungs- und Kreditpolitik ein- 
schließlich der Offenmarktpolitik bindenden 
Charakter haben. 

Zu § 10 

Eines der Mittel der Bundesbank zur Re- 
gulierung des Kreditvolumens und damit zur 
Stabilerhaltung der Währung ist die Zins- 
und Diskontpolitik. Zur Durchführung einer 
einheitlichen Kreditpolitik im Währungs- 
gebiet muß der Bundesbank das Recht ein- 
geräumt werden, die Zins- und Diskontsätze 
auch für den Geschäftsverkehr der Landes- 
zentralbanken festzusetzen. Bei der Festset- 
zung von Zins- und Diskontsätzen für den 
Geschäftsverkehr zwischen der Bundesbank 
und den Landeszentralbanken handelt es sich 
praktisch um eine Form der Gewinnvertei- 
lung innerhalb des Zentralbanksystems. 

Zu § 11 

Das System der Haltung von Mindestreser- 
ven ist erstmalig durch das Emissionsgesetz 
in Deutschland zur Anwendung gekommen. 
Die Mindestreserven dienen in erster Linie 
der Regulierung des Kreditvolumens. Auf 
dieses zusätzliche Steuerungsmittel kann nicht 
verzichtet werden, da nach den gewonnenen 
Erfahrungen die übrigen kreditpolitischen 
Steuerungsmittel für sich allein nicht aus- 
reichen. Es bleibt dem Ermessen der Bun- 
desbank überlassen, nach den jeweiligen kre- 
ditpolitischen Erfordernissen die Flöhe der 
Mindestreservesätze zu bestimmen. Von der 
Festlegung von Höchst- und Mindestsätzen 
sieht der Entwurf im Gegensatz zum Emis- 
sionsgesetz ab, da es mit Rücksicht auf die 
jederzeit veränderliche wirtschaftliche Lage 
nicht angezeigt erscheint, das Ermessen der 
Bundesbank einzuschränken. Eine regional 
verschiedene Festsetzung der Mindestreserve- 
sätze wird durch das Gesetz nicht verboten. 
Sie kann sich bei einer unterschiedlichen wirt- 
schaftlichen Entwicklung in den einzelnen 
Landeszentralbankräumen als notwendig er- 
weisen. Da es ferner zweifelhaft erscheint, 
ob die Ffaltung der Mindestreserven für Ein- 
lagen aller Art angezeigt ist, wird der Bun- 
desbank die Möglichkeit gegeben, Ausnahme- 
regelungen vorzusehen, die für bestimmte 
Einlagegattungen zur Anwendung kommen 
können. 

Um die als Mindestreserven zu haltenden 
Mittel dem Geldumlauf und damit der Kre- 


ditschöpfung der Geldinstitute zu entziehen, 
müssen die Mindestreserven im Zentralbank- 
system als Guthaben gehalten werden. Für 
den Fall des Verstoßes gegen diese Verpflich- 
tung sieht Absatz 2 die Pflicht zur Zahlung 
eines Sonderzinses vor. 

Für ländliche Kreditgenossenschaften wird 
wegen des geringen Geschäftsumfanges der 
großen Mehrzahl dieser Institute wie bisher 
eine besondere Regelung für notwendig er- 
achtet. 

Zu § 12 

Von der in § 28 Absatz 2 des Reichsgesetzes 
über das Kreditwesen erteilten Ermächti- 
gung, den unbaren Zahlungsverkehr nur 
über die Reichsbank, die bei der Reichsbank 
errichteten Abrechnungsstellen oder die Post- 
scheckämter zu leiten, ist kein Gebrauch ge- 
macht worden. Erstmalig schrieb Ziffer 12 a 
des BdL-Gesetzes die Zentralisierung des über 
die Landesgrenzen hinausgehenden Überwei- 
sungsverkehrs vor. Durch Bekanntmachung 
der Bank deutscher Länder vom 13. Septem- 
ber 1949 (Mitteilungen der BdL 1949, 
Seite 659) wurde diese Neuregelung mit Wir- 
kung vom 3. Oktober 1949 in Kraft gesetzt. 

Die Auffassung, daß eine unkontrollierte 
Kreditschöp^ selbständiger Giroorganisa- 
tionen nur verhindert werden kann, wenn 
über Landesgrenzen hinausgehende Überwei- 
sungen über die Landeszentralbanken gelei- 
tet werden, berücksichtigt nicht, daß der 
Zwischenländergiroverkehr nur einen Bruch- 
teil des gesamten Überweisungsverkehrs der 
Giroorganisationen ausmacht. Auch den 
Giroverkehr innerhalb der Lander über die 
Landeszentralbanken zu leiten, erscheint 
währungspolitisch nicht notwendig. Die Steu- 
erung der Kreditpolitik muß mit den dem 
Zentralbanksystem zur Verfügung stehenden 
kreditpolitischen Mitteln durchgeführt wer- 
den. Hinzu kommt, daß eine solche Zentrali- 
sierung eine Verschlechterung der Rentabili- 
tät der Kreditinstitute zur Folge haben 
v/ürde, die bei ihrem geringen Eigenkapital 
nicht verantwortet werden könnte. 

Um die Bundesbank in die Lage zu verset- 
zen, einen Überblick über den Giroverkehr 
der Kreditinstitute zu behalten, wird den 
Kreditinstituten die gesetzliche Verpflichtung 
auf erlegt, auf Verlangen der Bundesbank 
Nachweise über den Überweisungsverkehr 
vorzulegen. 
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Zu § 13 

Die Bundesbank benötigt, um ihre währungs- 
und kreditpolitischen Aufgaben zu erfüllen, 
laufend statistische Unterlagen auf dem Ge- 
biet des Bank- und Geldwesens, die der Aus- 
wertung durch besondere Fachkräfte der 
Bank bedürfen. Da die Auswertung der Un- 
terlagen, die für die Maßnahmen der Bun- 
desbank entscheidend sein können, ohne Ver- 
zögerung erfolgen muß, wird der Bundes- 
bank ausdrücklich das Recht eingeräumt, die 
erforderlichen Angaben von den Kreditinsti- 
tuten unmittelbar zu verlangen. Daß die Bun- 
desbank hierbei den Rahmen der für die 
Statistik für Bundeszwecke geltenden Vor- 
schriften zu beachten hat, bedurfte als selbst- 
verständlich keiner ausdrücklichen Erwäh- 
nung im Entwurf. 

Zu § 14 

Die rechtliche Selbständigkeit der Landeszen- 
tralbanken innerhalb des einheitlichen Zen- 
tralbanksystems macht es notwendig, die 
Landeszentralbanken zur Auskunftserteilung 
und Berichterstattung an die Bundesbank zu 
verpflichten. 

Zu § 15 

Die Aufstellung von verbindlichen Grund- 
sätzen für das Rechnungswesen bei den Lan- 
deszentralbanken ist zur Durchführung eines 
geordneten Geschäftsverkehrs im Zentral- 
banksystem und zur Erleichterung der stati- 
schen Erhebungen der Bundesbank erfor- 
derlich. 

Zu § 16 

Die Aufzählung der zugelassenen Geschäfte 
der Bundesbank in Abschnitt IV lehnt sich 
im wesentlichen an die bisherigen gesetzlichen 
Bestimmungen an. § 16 begrenzt den Ge- 
schäftskreis der Bundesbank gegenüber den 
Landeszentralbanken und den anderen Kre- 
ditinstituten. 

Die in Absatz 1 Nr. 2 und 4 a genannten 
Wechsel sollen gemäß Absatz 3 Handelswech- 
sel sein. Absatz 3 übernimmt eine bisher nur 
in der Satzung der Bank deutscher Länder 
enthaltene Vorschrift in den Gesetzestext. 
Daneben ist die Möglichkeit des Ankaufs von 
Wechseln des Bundes — dem auch solche des 
Sondervermögens Ausgleichsfonds zuzurech- 
nen sind — sowie von Wechseln der Bundes- 
bahn und der Bundespost vorgesehen. Da 


nach Absatz 2 nunmehr auch Wechsel zen- 
traler Kreditinstitute angekauft und beliehen 
werden können und diese Institute der Be- 
stimmung des § 13 Absatz 1 Nr. 1 des Lan- 
deszentralbankgesetzes über die Bonität der 
angekauften Wechsel nicht unterliegen, er- 
scheint es notwendig, die von der Bundes- 
bank an die Bonität der Wechsel zu stellen- 
den Anforderungen gesetzlich festzulegen. 

In Nr. 3 und 4 wird von der bisher üblichen 
Bezeichnung „Schatzwechsel“ Abstand ge- 
nommen, da das Wechselrecht diesen Begriff 
nicht kennt und auch im Text der Wechsel- 
urkunden des Bundes die Bezeichnung 
„Schatzwechsel“ nicht gebraucht wird. Unter 
„begebenen“ Wechseln sind nur solche zu 
verstehen, die von den im Entwurf genann- 
ten Stellen ausgestellt sind. 

Die Vorschrift des Absatzes 2, die der Bun- 
desbank einen unmittelbaren Geschäftsver- 
kehr mit einem bestimmten Kreis von Zen- 
tralkreditinstituten gestattet, trägt dem Rech- 
nung, daß die Bundesbank die Notenbank 
des Bundes ist und in dieser Eigenschaft den 
Kreditinstituten, die nach ihren Aufgaben 
und nach ihrem Wesen sich nicht auf das Ge- 
biet eines oder mehrerer Länder beschrän- 
ken, als Bundeseinrichtung zur Verfügung 
stehen muß. Damit die Abgrenzung des Krei- 
ses dieser Zentralkreditinstitute nicht durch 
einseitige Maßnahmen einzelner Institute 
verschoben werden und zugleich auch dem 
Hinzukommen noch zu gründender Institute 
dieser Art Rechnung getragen werden kann, 
enthält § 16 eine namentliche Aufführung 
der in Betracht kommenden Kreditinstitute, 
deren Kreis lediglich durch Verordnung der 
Bundesregierung bei Vorliegen der im Ge- 
setz genannten Voraussetzungen erweitert 
werden kann. 

Zu § 17 

§17 beschränkt die Befugnis der Bundesbank 
zur Kreditgewährung an die öffentliche 
Hand auf den Bund (einschließlich des Son- 
dervermögens Ausgleichsfonds), die Bundes- 
bahn und die Bundespost. Jedoch sind nur 
kurzfristige Kredite vorgesehen. Die Gewäh- 
rung langfristiger Kredite gehört nicht zu 
den Aufgaben des Zentralbanksystems. 

Die Länder decken ihren Kreditbedarf bei 
den Landeszentralbanken. In Anlehnung an 
die frühere deutsche Gesetzgebung sind wie- 
der getrennte Kreditplafonds für den Bund 
(einschließlich Sondervermögen Ausgleichs- 
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fonds), die Bundesbahn und die Bundespost 
gesetzlich festgelegt. Dies erscheint deshalb 
angezeigt, weil es sich bei der Bundesbahn 
und der Bundespost um Sondervermögen 
handelt, die insofern eine gewisse rechtliche 
Selbständigkeit besitzen, als sie für die übri- 
gen Verbindlichkeiten des Bundes nicht haf- 
ten. Die Verselbständigung des Sonderver- 
mögens Ausgleichsfonds tritt weniger her- 
vor, so daß dieses lediglich wegen der gebun- 
denen Zweckbestimmung des hierfür gewähr- 
ten Kreditplafonds in Absatz 2 aufgeführt 
ist, während im übrigen die für den Bund 
geltenden Vorschriften auch dieses Sonder- 
vermögen miteinschließen. 

Eine ziffernmäßige Aufteilung des Kreditpla- 
fonds der Sondervermögen des Bundes er- 
scheint angezeigt, da ihre Kreditbedürfnisse 
sehr verschieden sind und da es vermieden 
werden soll, daß der ganze Kreditplafond 
von einer Sonderverwaltung allein in An- 
spruch genommen wird. 

Auf die Kreditplafonds anzurechnen sind alle 
Wechsel des Bundes und seiner in § 17 auf- 
geführten Sondervermögen, welche die Bun- 
desbank unmittelbar vom Bund, seinen Son- 
derverwaltungen, von den Landeszentral- 
banken oder am Geldmarkt erwirbt oder für 
welche die Bundesbank eine Diskontzusage 
gegeben hat. 

Zu § 18 

Die Verpflichtung der Bundesbank, Bank- 
geschäfte für den Bund und seine Sonderver- 
waltungen auszuführen, entspricht der frühe- 
ren deutschen Regelung. Die unentgeltliche 
Ausführung dieser Geschäfte liegt im finanz- 
politischen Interesse des Bundes. Sie ist auch 
im Hinblick darauf begründet, daß der Bund 
der Bundesbank das Notenausgaberecht 
überlassen hat. 

Auf der anderen Seite soll sich der Bund 
grundsätzlich zur Erledigung seiner die allge- 
meine Bundesverwaltung betreffenden Bank- 
geschäfte des Zentralbanksystems bedienen. 
Die Kontenführung für den Bund und seine 
Sonderverwaltungen durch das Zentralbank- 
system fördert die Zusammenfassung und 
die im währungspolitischen Interesse liegende 
Neutralisierung der öffentlichen Gelder. Ob- 
wohl die Einlagen bei der Bundesbank gemäß 
§16 Absatz 1 Nr. 1 unverzinslich sind, hat 
die Bank jederzeit die Möglichkeit, Guthaben 
der Einleger auf Grund besonderer Verein- 
barungen in zinstragende Anlagen umzuwan- 


deln. In Frage kommt hierfür in erster Linie 
eine Anlage in Ausgleichsforderungen. 

Absatz 2 Satz 2 wahrt die nötige Freiheit des 
Bundes für die Begebung der Schuldtitel. 

Zu § 19 

Im Rahmen einer auf allen Gebieten zuneh- 
menden Zusammenarbeit der europäischen 
und außereuropäischen Mächte besteht ein 
Bedürfnis dafür, daß die Bundesbank auch 
Bankgeschäfte für ausländische Regierungen 
und deren Vertretungen erledigt. Da der 
Kreis der ihr gestatteten Geschäfte beschränkt 
ist (§ 22), ist eine besondere Ermächtigung 
hierfür erforderlich. 

Zu § 20 

§ 20 umschreibt den Kreis der Geschäfte, 
die von der Bundesbank am offenen Markt 
mit jedermann getätigt werden können. 
Hierbei wird davon ausgegangen, daß die 
Bundesbank hauptsächlich zur Regulierung 
des Geldvolumens eine unmittelbare Einwir- 
kungsmöglichkeit am offenen Markt benö- 
tigt. Zur wirksamen Durchführung einer 
Offenmarktpolitik bedarf es grundsätzlich 
einer möglichst weitgehenden Zulassung von 
Wertpapieren zum Offenmarktgeschäft der 
Notenbank. Hierzu gehören neben Titeln 
des Bundes auch sonstige festverzinsliche 
Emissionen. 

Da die Industriekreditbank A. G. und die 
Bank für Vertriebene und Geschädigte 
(Lastenausgleichsbank) öffentliche Aufgaben 
erfüllen, ohne öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften zu sein, empfiehlt es sich, die Schuld- 
titel dieser Kreditinstitute in das Offen- 
marktgeschäft einzubeziehen. Dies geschieht 
dadurch, daß in § 21 Nr. 2 solche Schuldver- 
schreibungen von Kreditinstituten, für die 
eine besondere Deckungsmasse haftet oder 
der Bund die Bürgschaft übernommen hat, 
in das Offenmarktgeschäft einbezogen wer- 
den. 

Nicht aufgenommen sind die Schuldtitel der 
Länder, weil diese dem Offenmarktgeschäft 
der Landeszentralbanken überlassen bleiben 
sollen. 

Zu § 21 

Die in § 21 der Bundesbank eingeräumte 
Befugnis zur Durchführung von Devisen- 
geschäften ist ein ureigenes Recht der Noten- 


17 



bank, dessen sie bedarf, um ihre währungs- 
politischen Aufgaben zu erfüllen und einen 
reibungslosen Zahlungsverkehr mit dem 
Ausland zu gewährleisten. Es erscheint er- 
forderlich, die ausländischen Wertpapiere, 
deren Bedeutung im internationalen Zah- 
lungsverkehr nicht übersehen werden kann, 
besonders aufzuführen. Hierbei wird u. a. 
erreicht, daß auch die Obligationen der In- 
ternationalen Bank für Aufbau und Entwick- 
lung von der Notenbank in ihren Geschäfts- 
verkehr aufgenommen werden können. 
Wenn die Notenbank diese Befugnis nicht 
erhielte, könnte daraus eine Benachteiligung 
der Bundesrepublik gegenüber ausländischen 
Staaten erwachsen. Insbesondere könnte eine 
spätere Kreditgewährung der Weltbank an 
die Bundesrepublik erschwert werden. In- 
wieweit im Rahmen der „anderen Geschäfte“ 
Termingeschäfte getätigt werden können, ist 
von der Notenbankleitung zu entscheiden. 

Zu § 22 

In den §§ 16 — 21 sind die Geschäfte er- 
schöpfend auf gezählt, die von der Bundes- 
bank zur Erfüllung Ihrer allgemeinen Auf- 
gaben durchgeführt werden dürfen. Ob und 
inwieweit sie von der Befugms zum Ab- 
schluß von Geschäften im Einzelfall Gebrauch 
macht, bleibt ihrem Ermessen überlassen. Bei 
der Ausübung ihres Ermessens muß bestim- 
mend sein, inwieweit die Geschäfte der Er- 
füllung der in § 4 der Bundesbank gestellten 
Aufgaben dienen. Da von der Bundesbank 
auch andere Geschäfte, nämlich für Zwecke 
des eigenen Betriebes und der Betriebsange- 
hörigen sowie zur Abwicklung zugelassener 
Geschäfte durchgeführt werden müssen, wird 
sie mit dieser Zweckbeschränkung in § 22 
hierzu ausdrücklich ermächtigt. 

Zu § 23 

In Übereinstimmung mit dem bisherigen 
Recht sind der Bundesbankrat und das Bun- 
desban kdirektorium als Organe der Bundes- 
bank beibehalten worden. Sic sind aber durch 
die neue Vorschrift, daß der Präsident oder 
der Vizepräsident des Bundesbankdirektori- 
ums zugleich Präsident oder Vizepräsident 
des Bundesbankrats sind (§ 23 Absatz 2) und 
daß die weiteren Mitglieder des Bundesbank- 
direktoriums zugleich Mitglieder des Bundes- 
bankrats sind (§ 24 Absatz I), enger mitein- 
ander verbunden worden, so daß eine ein- 
heitliche Leitung der Bundesbank im äußeren 
und im inneren Geschäftsbereich gewährlei- 


stet ist. Aus dem föderativen Aufbau des 
Zentralbanksystems ergibt sich die Notwen- 
digkeit, dem Bundesbankrat die Entschei- 
dung über die Währungs- und Kreditpolitik 
der Bundesbank nach Maßgabe des § 4 ein- 
zuräumen. Dem Direktorium bleiben wie 
bisher die Durchführung der Beschlüsse des 
Bundesbankrats und die allgemeine Geschäfts- 
führung überlassen. 

Ein drittes Organ der Bundesbank, der Bei- 
rat, dient der engeren Verbindung von No- 
tenbank und Wirtschaft. Seine Aufgabe ist 
die Beratung des Bundesbankrats. Obwohl 
der Aufgabenbereich dieses Organs der Bun- 
desbank seinem Wesen nach eng begrenzt ist, 
kann seiner Tätigkeit, wie die Erfahrungen 
in anderen Wirtschaftszweigen lehren, durch 
das Ansehen der in ihm zusammengefaßten 
Persönlichkeiten doch ein bedeutendes Ge- 
wicht zukommen. 

Für Falle, in denen notenbankpolitische 
Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren 
für die Aufgaben der Bundesbank unverzüg- 
lich zu treffen sind, ist cs erforderlich, dem 
Präsidenten der Bundesbank das Recht ein- 
zuräumen, an Stelle des Bundesbankrats zu 
entscheiden. Die endgültige Beschlußfassung 
über die getroffene Maßnahme obliegt dem 
unverzüglich einzuberufenden Bundesbank- 
rat. 

Die Vertretung der Bundesbank nach außen 
durch das Direktorium f Absätze 7 — 9) ist in 
Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
Bankgesetzes von 1924 (§ 7) und des BdL- 
Gesetzes (Nr. 24 f — h) geregelt. 

Zu §§ 24 und 25 

Gegenüber den Bestimmungen des BdL-Ge- 
setzes über den Zentralbankrat (Nr. 21) und 
über das Direktorium enthalten §§ 24 und 
25 wesentliche Abweichungen. Von grund- 
sätzlicher Bedeutung ist die Regelung, daß 
zwischen dem Präsidenten oder dem Vizeprä- 
sidenten des Bundesbankrats und des Bundes- 
bankdirektoriums Personengleichheit besteht 
und daß die weiteren Mitglieder des Bun- 
desbankdirektoriums dem Bundesbankrat 
mit Stimmrecht angehören. Damit wird einer 
Gegensätzlichkeit zwischen Bundesbankrat 
und Bundesbank direktorium im wesentlichen 
der Boden entzogen; denn die Stellung des 
Bundesbankdirektoriums verwandelt sich da- 
mit in die eines geschäftsführenden Ausschus- 
ses des nur periodisch zusammentretenden 
Bundesbankrats. 


18 



Als wesentliche Abweichungen von der Rege- 
lung des BdL-Gesetzes sind hervorzuheben: 

1. bei dem Bundesbankrat 

a) Der Bundesbankrat ist das entschei- 
dende Organ der Bundesbank. Ihm 
gehören die Mitglieder des Bundes- 
bankdirektoriums und die Landeszen- 
tralbankpräsidenten an. Als Leiter der 
Landeszentralbanken werden die Lan- 
deszentralbankpräsidenten wie bisher 
von den zuständigen Stellen der Län- 
der ernannt. Allerdings ist vorgesehen, 
daß sidi diese Stellen vorher mit der 
Bundesregierung ins Benehmen setzen. 
Der Bedeutung des Bundesbankrats 
entspricht es andererseits, wenn der 
Entwurf die Einwilligung der Bundes- 
regierung für die Mitgliedschaft der 
Landeszentralbankpräsidenten im Bun- 
desbankrat vorsieht. 

b) Um eine unabhängige Meinungsbil- 
dung im Bundesbankrat zu ermög- 
lichen, wird ausdrücklich festgelegt, 
daß seine Mitglieder keinerlei Wei- 
sungen unterliegen (§ 24 Absatz 6). 

2. bei dem Bundesbankdirektorium: 

a) Der Präsident und der Vizepräsident 
sowie die übrigen Mitglieder des Bun- 
desbankdirektoriums w r erden im Hin- 
blick auf die Bedeutung ihres Amtes 
durch den Bundespräsidenten ernannt, 
wobei die beiden Präsidenten von der 
Bundesregierung, die weiteren Mit- 
glieder des Direktoriums vom Bundes- 
bankrat vorgeschlagen werden. 

b) Die Amtszeit des Vizepräsidenten ist 
im Interesse einer größeren Stetigkeit 
in der Geschäftsführung der Bundes- 
bank auf sechs Jahre bemessen, um zu 
vermeiden, daß angesichts der auf fünf 
Jahre begrenzten Amtszeit des Bun- 
desbankpräsidenten und der übrigen 
Mitglieder des Bundesbankdirektori- 
ums ein gleichzeitiger Wechsel sämt- 
licher in der Bundesbankleitung täti- 
ger Mitglieder eintritt. Zu den „Mit- 
gliedern des Bundesbankdirektoriums“ 
gehören auch der Präsident und der 
Vizepräsident der Bundesbank, soweit 
der Entwurf nicht für den Bundes- 
bankpräsidenten oder seinen Stellver- 
treter ausdrücklich andere Bestim- 
mungen trifft als für die „weiteren 


Mitglieder“ des Bundesbankdirekto- 
riums. 

c) Eine Altersgrenze für die Mitglieder 
des Bundesbankdirektoriums ist nicht 
vorgesehen. Die Bundesbank erhält 
damit wie die Unternehmen der 
freien Wirtschaft die Möglichkeit, sidi 
die Fülle der Erfahrungen und der 
Kenntnisse leitender Persönlichkeiten 
ohne Rücksicht auf eine starre Alters- 
grenze zunutze zu machen. Da die 
Mitglieder der Bankleitung nicht im 
Rahmen eines Beamtenverhältnisses, 
sondern auf Grund freier Anstellungs- 
verträge (§ 28 Absatz 1) ihre Tätig- 
keit ausüben, ist hinreichend Gelegen- 
heit gegeben, auch insoweit den Um- 
ständen des Einzelfalles angemessen 
Rechnung zu tragen. 

d) Von einem Recht der Bundesregie- 
rung zur Abberufung der Mitglieder 
des Bundesbankdirektoriums sieht der 
Entv/urf ab, um die Selbständigkeit 
der Bundesbank in möglichst weit- 
gehendem Maße zu w r ahren und die 
Mitglieder der Bankleitung in ihrer 
notwendigen Entscheidungsfreiheit 
nicht zu hemmen. 

e) Um dem gesamten Direktorium die 
Verantwortung für die Durchführung 
der Beschlüsse des Bundesbankrats 
aufzuerlegen, wdrd in Übereinstim- 
mung mit der für den Bundesbankrat 
geltenden Regelung auch für das 
Direktorium das Kollegialprinzip vor- 
geschricbcn (§ 25 Absatz 4). 

Zu § 26 

Bereits im allgemeinen Teil der Begründung 
ist auf die Notwendigkeit hingewiesen wor- 
den, Möglichkeiten zur Koordinierung der 
Maßnahmen der Bundesbank mit der allge- 
meinen Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung zu schaffen. Dieser Koordinierung dient 
bereits das Auskunftsrecht der Bundesregie- 
rung gemäß § 7 Absatz 2 des Gesetzes. Durch 
die Teilnahme ihrer Vertreter an den Sitzun- 
gen des Bundesbankrats wird die Bundes- 
regierung in die Lage versetzt, ihre Auffas- 
sung zum Ausdruck zu bringen und bereits 
vor einer Beschlußfassung des Bundesbank- 
rats ihrer wdrtschaftspolitisdien Zielsetzung 
Geltung zu verschaffen. Eine solche Zusam- 
menarbeit zwischen Bundesregierung und 
Bundesbankrat wird in der Regel eine ein- 
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heitliche Meinungsbildung oder wenigstens 
eine Annäherung der verschiedenen Auffas- 
sungen herbeiführen. Sollte es nicht zu einer 
Einigung kommen und der Bundesbankrat 
einen Beschluß fassen, gegen den im Hinblick 
auf die allgemeine Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung nach Ansicht eines der Re- 
gierungsvertreter Bedenken bestehen, so 
kann dieser von seinem mit aufschiebender 
Wirkung ausgestatteten Einspruchsrecht Ge- 
brauch machen. Von der Festlegung des Be- 
ginns der Einspruchsfrist ist abgesehen wor- 
den. Die Frist beginnt sonach mit dem Zeit- 
punkt, an dem die Bundesregierung von dem 
Beschluß des Bundesbankrats Kenntnis erhal- 
ten hat, also grundsätzlich mit dem Ablauf 
des Sitzungstages und in dem Fall, daß Re- 
gierungsvertreter an der Sitzung nicht teil- 
genommen haben, mit Ablauf des Tages, an 
dem der Beschluß des Bundesbankrats frühe- 
stens einem der sitzungsberechtigten Teil- 
nehmer der Bundesregierung schriftlich be- 
kanntgegeben worden ist. Von einer auf- 
schiebenden Wirkung des Einspruchs muß 
allerdings in den Fällen des Absatzes 4 Satz 2 
abgesehen werden, weil eine Änderung der 
Diskont- und Lombardsätze sowie der Min- 
destreservesätze nur dann Erfolg haben 
kann, wenn sie für die Öffentlichkeit uner- 
wartet erfolgt. 

Durch die in Absatz 3 vorgesehene Zwei- 
wochenfrist ist für beide Teile Gelegenheit 
gegeben, ihren Standpunkt zu überprüfen. 
Bei der zweiten Beschlußfassung ist den Stim- 
men der zwei Präsidenten der Notenbanklei- 
tung dadurch besonderes Gewicht verliehen, 
daß ihre Stimmen doppelt gezählt werden. 

Zu § 27 

Der Beirat hat seinen Vorläufer in dem Zen- 
tralausschuß der Reichsbank (§13 des Bank- 
gesetzes von 1924). Dem Grundgedanken 
dieser Vorschrift folgend, sollen dem Beirat 
Sachverständige aus allen Zweigen der Wirt- 
schaft, insbesondere allerdings aus dem Kre- 
ditgewerbe angehören, damit der Leitung 
der Bundesbank die Sachkunde und die Er- 
fahrungen der Wirtschaft nutzbar gemacht 
werden. Auch eine Hinzuziehung von sach- 
verständigen Angehörigen der Arbeitneh- 
mervertretungen, der freien Berufe und der 
Wissenschaft erscheint geboten. Die Bestel- 
lung der Mitglieder ist dem Ermessen des 
Präsidenten der Bundesbank überlassen. Je- 
doch soll er die Vorschläge der zuständigen 
berufsständischen oder, soweit solche nicht 


vorhanden sind, der sonstigen in Frage kom- 
menden Organisationen angemessen berück- 
sichtigen. Der Beirat hat keine Standesinter- 
essen gegenüber der Bundesbank zu vertre- 
ten, sondern seine Mitglieder sind — wie 
auch in der Wahl des Wortes „Sachverstän- 
dige“ zum Ausdruck kommt — dazu be- 
rufen, in beratender und gutachtlicher Tätig- 
keit eine unmittelbare Verbindung der Bun- 
desbank mit den Gegebenheiten und Auffas- 
sungen der Wirtschaft herzustellen. Im Hin- 
blick auf die Sachverständigentätigkeit der 
Beiratsmitglieder und ihre hierfür erforder- 
liche Eignung kann eine starre Quote für die 
einzelnen Wirtschaftszweige nicht festgelegt 
werden, zumal da unter Umständen ein Bei- 
ratsmitglied mehrere Voraussetzungen gleich- 
zeitig erfüllt. 

Zu § 28 

Die Regelung der Dienstverhältnisse und Be- 
züge des Presidenten der Bundesbank, des 
Vizepräsidenten und der weiteren Mitglieder 
des Bundesbankdirektoriums muß, um qua- 
lifizierte Persönlichkeiten aus dem Bank- 
gewerbe oder der Wirtschaft zu gewinnen, 
der freien vertraglichen Vereinbarung Vor- 
behalten bleiben. Wegen der Bedeutung jder 
öffentlichen Ämter, die die leitenden Per- 
sönlichkeiten der Bundesbank bekleiden, be- 
steht ein erhebliches Interesse der Bundes- 
regierung, den Abschluß der Dienstverträge 
zu genehmigen. 

Um für die Beamten der Bundesbank klare 
Rechtsverhältnisse zu schaffen, wird ihre 
Eigenschaft als unmittelbare Bundesbeamte 
im Gesetz ausdrücklich festgelegt. Sie unter- 
liegen grundsätzlich den Bestimmungen des 
Bundesbeamtenrechts. Im Personal- und Be- 
soldungsstatut können vom Bundesbankrat 
Sonderregelungen nach Maßgabe des Absat- 
zes 3 getroffen werden, um die Bundesbank 
personell gegenüber dem privaten Bank- 
gewerbe nicht zu benachteiligen und ihr fach- 
lich wertvolle Kräfte zu sichern. Die Zu- 
stimmung der Bundesregierung zum Erlaß 
dieser Statuten ist erforderlich, damit Abwei- 
chungen vom allgemeinen Beamtenrecht, die 
durch diesen Zweck nicht gedeckt sind, ver- 
hindert werden können. 

Für die Bestimmungen des Absatzes 5 über 
die Arbeitsverhältnisse der Angestellten und 
Arbeiter sind entsprechende Erwägungen 
maßgebend. 
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Zu § 29 

Die Aufteilung des Grundkapitals der Bun- 
desbank auf Bund und Landeszentralbanken 
entspricht dem bundesstaatlichen Aufbau. 

Soweit die Landeszentralbanken, die bisher 
allein am Grundkapital der Bank deutscher 
Lander beteiligt waren, deswegen die Hälfte 
ihrer Anteile an den Bund abtreten müssen, 
werden sie durch die Zuteilung von Aus- 
gleichsforderungen gegen den Bund entschä- 
digt. Da die Kapitaleinlage der Landeszen- 
tralbanken seit der Währungsreform prak- 
tisch in Ausgleichsforderungen besteht, ist 
hierdurch für eine entsprechende Art der 
Entschädigung Sorge getragen. Für die Be- 
rücksichtigung Berlins, das bisher an dem Ka- 
pital der Bank deutscher Länder nicht betei- 
ligt ist, trifft § 48 Absatz 2 Nr. 3 eine be- 
sondere Bestimmung. 

Von dem Plan, durch die Gestaltung der Be- 
teiligungsverhältnisse an der Bundesbank 
zugleich auch die Frage der Entschädigung 
der Anteilseigner der früheren Reichsbank 
zu lösen, wurde Abstand genommen, damit 
die Kapitalgrundlage der Bundesbank von 
vornherein geklärt ist. Ob und inwieweit 
eine Entschädigung der Anteilseigner der 
Reichsbank in anderer Weise möglich ist, 
bleibt einer besonderen Regelung überlassen. 

Zu §§ 30 und 31 

§§ 30 und 31 schließen sich im wesentlichen 
den bisherigen Vorschriften (Nr. 26 und 
Nr. 27 des BdL-Gesetzes) an und tragen 
durch eine weitgehende Gliederung des Aus- 
weises dem Interesse der Öffentlichkeit an 
einer möglichst spezifizierten Publizität Rech- 
nung. Auf Grund der Gesetze zur Neuord- 
nung des Geldwesens müssen die Ausgleichs- 
forderungen gegen die öffentliche Hand in 
die Aktiva aufgenommen werden. Der Be- 
stand an Scheidemünzen wird unter den Ak- 
tiven ausgewiesen, nachdem die von der Bank 
deutscher Länder ausgegebenen Scheidemün- 
zen seit Erlaß des Münzgesetzes als Passi- 
vum fortgefallen sind. Die bisherige Ver- 
pflichtung, neben dem wöchentlichen Bank- 
ausweis monatlich einen Gesamtausweis der 
Bundesbank und der Landeszentralbanken zu 
veröffentlichen (§ 31), bleibt weiterhin be- 
stehen. 

Zu § 32 

Auf Grund einer Vereinbarung zwischen der 
Bank deutscher Länder und dem Rechnungs- 


hof wird die Prüfung des Jahresabschlusses 
und der Bücher der Bundesbank von den 
Wirtschaftsprüfern nach Prüfungsrichtlinien 
des Rechnungshofs ausgeführt werden. Es 
wird daher im Regelfall nicht nötig sein, daß 
der Rechnungshof selbst bei der Bundesbank 
eine Prüfung vornimmt, zu der er gemäß 
§ 88 und § 117 der Reichshaushaltsordnung 
berechtigt wäre. Der Rechnungshof wird je- 
doch von seinem Prüfungsrecht für solche 
Fragen Gebrauch machen, die weder durch 
den Bericht der Wirtschaftsprüfer noch durch 
die Bundesbank hinreichend beantwortet 
werden. 

Zu § 33 

Die Abführung von zwanzig vom Hundert, 
mindestens aber von zwanzig Millionen 
Deutsche Mark des jährlichen Reingewinns 
an eine gesetzliche Rücklage, ist vorgesehen, 
um die Bundesbank kapitalmäßig zu stärken. 
Während das BdL-Gesetz festlegte, daß diese 
Rücklage insgesamt das Grundkapital der 
Bank nicht übersteigen darf, sieht der Ent- 
wurf als oberste Grenze der Rücklage fünf 
vom Hundert des Notenumlaufs, also einen 
wesentlich höheren Betrag vor. Eine erhöhte 
Rücklagenbildung wird im Hinblick auf eine 
stärkere Kreditwürdigkeit gegenüber dem 
Ausland für notwendig gehalten. Absatz 1 
Sätze 2 und 3 entsprechen dem § 130 Ab- 
satz 3 des Aktiengesetzes, der seinerseits wie- 
der auf der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
beruht. 

Es erscheint angemessen, den Dividenden- 
anspruch der Anteilseigner auf sechs vom 
Hundert zu begrenzen. Bestimmte Aufgaben 
der Bundesbank, welche besondere Aufwen- 
dungen erforderlich machen (z. B. Ausgaben 
für Banknotendruck), lassen es geboten er- 
scheinen, der Bundesbank die Möglichkeit zu 
eröffnen, daß weitere zehn vom Hundert des 
noch verbleibenden Reingewinns für zweck- 
gebundene Sonderrücklagen verwendet wer- 
den können. Die Bestimmung der Bank deut- 
scher Länder zur Bundesbank, sowie die Über- 
tragung des Notenprivilegs als eines Hoheits- 
rechts des Bundes auf die Bundesbank recht- 
fertigen die Ausschüttung des restlichen Rein- 
gewinns an den Bund. Für die Geschäftsjahre 
1950 und 1951 war bereits durch das „Gesetz 
über die Verteilung des erzielten Reingewinns 
der Bank deutscher Länder in den Geschäfts- 
jahren 1950 und 1951" vom 10. August 1951 
eine Zwischenregelung getroffen, die die Be- 
teiligung des Bundes am Reingewinn der Bank 
deutscher Länder festgelegt hatte. 
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Zu § 34 

Die Vorschrift, daß der Bundesbank die Stel- 
lung einer obersten Bundesbehörde verliehen 
wird, ergibt sich aus dem Aufgabenbereich der 
Bundesbank und dem praktischen Bedürfnis. 
Die geld- und kreditpolitischen Maßnahmen 
der Bundesbank sind nach dem Gesetzentwurf 
unabhängig von der Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzlers, und sie sind dem fachlichen 
Weisungsrecht der für das Geld- und Kredit- 
wesen zuständigen Bundesressorts entzogen. 
Die Sonderstellung der Bundesbank gegenüber 
den Ressorts zeigt sich namentlich darin, daß 
der Bundeskanzler, der Bundesminister für 
Wirtschaft und der Bundesminister der Finan- 
zen an den Sitzungen des Bundesbankrats 
teilnehmen können. Die hierin zum Ausdruck 
kommende gleichberechtigte Stellung der Bun- 
desbank neben den Bundesressorts, die zu- 
gleich dem Bestreben nach einer möglichst 
weitgehenden Wahrung der Autonomie der 
Bundesbank entgegenkommt, wäre mit der 
Unterstellung der Bundesbank unter eine der 
bestehenden obersten Bundesbehörden nicht 
vereinbar. Der Entwurf trifft daher die Lö- 
sung, daß die Bundesbank die Rechtsstellung 
einer obersten Bundesbehörde erhält, wenn sie 
auch als Bankinstitut selbst keine Behörde ist. 
Diese Vorschrift liegt in der Linie der histo- 
rischen Entwicklung. Das Bankgesetz von 1939 
(§ 28) und das BdL-Gesetz (§ 30 a) wiesen be- 
reits der Reichsbank und später der Bank 
deutscher Länder die Stellung einer obersten 
Behörde zu. Die Regelung des § 34 Absatz 1 
hat schließlich im Bereich des Grundgesetzes 
ein Vorbild in der entsprechenden Stellung 
des Bundesrechnungshofs, der zur Wahrung 
seiner Unabhängigkeit ebenfalls den Bundes- 
ressorts nicht unterstellt werden konnte, son- 
dern ihnen gleichgestellt werden mußte. 

LIierdurch wird zugleich eine Anzahl weiterer 
Fragen bezüglich der Rechtsverhältnisse der 
Bundesbank geklärt. Die nach dem Grund- 
gesetz, sowie nach anderen Gesetzen für die 
obersten Bundesbehörden geltenden Vorschrif- 
ten sind hiernach auf die Bundesbank anwend- 
bar. Dies gilt insbesondere auch für den orga- 
nisatorischen Ausbau der Bundesbank und die 
Rechtsstellung der Beamten der Bundesbank. 

Zu § 35 

Die Anordnung einer Schweigepflicht zum 
Schutze des Bankgeheimnisses, die sämtliche 
Angehörigen der Bundesbank einschließt, ent- 
spricht den bisherigen Vorschriften. Bei einem 


Verstoß gegen diese Pflicht wird gegen die 
Mitglieder des Bundesbankdirektoriums auf 
Grund der Anstellungsverträge, gegen die Be- 
amten der Bundesbank gemäß § 28 Absatz 4 
und gegen die Angestellten und Arbeiter nach 
Maßgabe der Tarif Vereinbarungen nebst den 
dazugehörigen allgemeinen Dienstordnungen 
(§ 28 Absatz 5) einzuschreiten sein, da wie 
bisher gerichtliche Strafen hierfür nicht vor- 
gesehen sind. Soweit ein Mitglied des Bundes- 
bankrats, das nicht der Vorschrift des § 28 
unterliegt (Landeszentralbankpräsidenten), 
gegen die Schweigepflicht verstößt, wird durch 
Vermittlung der zuständigen Landesregierung 
auf Grund des Anstellungsvertrages hiergegen 
eingeschritten werden können. 

Zu § 36 

Da sich aus dem Erlaß über die Dienstsiegel 
vom 20. Januar 1950 (Bundesgesetzblatt 
Seite 26) weder für die Bundesbank die Be- 
fugnis zur Führung des kleinen Bundessiegels 
noch für ihren Präsidenten die Befugnis zur 
Führung des großen Bundessiegels ergibt, be- 
darf es insoweit der Sondervorschrift des Ab- 
satzes 1. 

Absätze 2 und 3 entsprechen dem bisherigen 
Recht. Die Übernahme dieser Vorschrift 
empfiehlt sich deshalb, weil die Bestellung be- 
sonderer Urkundsbeamter der Bundesbank im 
Interesse einer beschleunigten und selbständi- 
gen Handhabung des Geschäftsverkehrs der 
Bank liegt. 

Die Befugnis zur Führung des kleinen Bun- 
dessiegels durch die Urkundsbeamten, soweit 
sie Bedienstete der Bundesbank sind, folgt be- 
reits aus Absatz 1 Satz 1. Für den Fall, daß 
Urkundsbeamte bestellt werden, die nicht Be- 
dienstete der Bundesbank sind, bedarf es der 
besonderen Ermächtigung für die Urkunds- 
beamten, das kleine Bundessiegel zu führen 
(Absatz 2 Satz 2). 

Zu § 37 

Da durch die Satzung Bestimmungen des Bun- 
desbankgesetzes ergänzt werden, erscheint es 
zweckmäßig, den Erlaß der Satzung von der 
Zustimmung der Bundesregierung abhängig 
zu machen. Eine Aufzählung der von der 
Satzung zu treffenden Bestimmungen im Ge- 
setzestext ist mit Rücksicht auf die vorgesehene 
Zustimmung der Bundesregierung beim Erlaß 
der Satzung entbehrlich. 
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Zu §§ 38 bis 40 

Da sich die Strafvorschriften der §§ 146 ff 
des Strafgesetzbuches nur auf nachgemachtes 
Geld beziehen, bedarf es für die Verletzung 
des Notenprivilegs der Bundesbank durch die 
unbefugte Ausgabe von Geldzeichen oder 
unverzinslichen Inhaberschuldverschreibungen 
oder deren Verwendung der besonderen Straf- 
vorschriften der §§ 38 — 40. Diese entspre- 
chen im wesentlichen den früheren Vorschrif- 
ten. Um die Strafvorschriften übersichtlicher 
zu gliedern, wird die unbefugte Ausgabe von 
Zahlungsmitteln und deren Verwendung in 
getrennte Paragraphen verwiesen. Für die 
gewerbsmäßige Begehung von Straftaten des 
§ 39 ist eine höhere Strafe vorgesehen. Da bei 
gewerbsmäßiger Handlungsweise eine erhöhte 
Gefahr für die deutsche Währung besteht, 
wird auch der Versuch unter Strafe gestellt. 
Die Aufnahme der Bestimmung des § 40 
Satz 2 ist mit Rücksicht auf Artikel 14 des 
Grundgesetzes erforderlich. 

Zu § 41 

§ 41 stimmt inhaltlich mit § 26 Absatz 1 
Nr. 1 des Bankgesetzfc von 1939 überein, der 
seinerseits auf § 41 des Bankgesetzes von 1924 
beruhte. 

Zu § 42 

§ 42 schafft die Rechtsgrundlage für eine 
Übergangszeit, in der die Befugnisse der lei- 
tenden Organe der Bank deutscher Länder bis 
zur Neubestellung der Organe der Bundes- 
bank geregelt werden. Die Organe der Bank 
deutscher Länder sind insoweit für eine Über- 
gangszeit und mit gewissen Einschränkungen 
(Absatz 3), die wegen des Vorschlagsrechts des 
Bundesbankrats erforderlich sind, geschäfts- 
führende Organe der Bundesbank. 

Zu § 43 

§ 43 trägt dem Umstand Rechnung, daß der 
Bank deutscher Länder durch- die Besatzungs- 
mächte Befugnisse auf dem Gebiet des Devi- 
senrechts übertragen worden sind. 

Zu § 44 

Die Anrechnung der schwebenden Schuld der 
Bundesbahn auf ihren Kreditplafond mit nur 
zweihundert Millionen Deutsche Mark ist im 
Hinblick auf den dringenden Betriebsmittel- 
bedarf der Bundesbahn geboten. 


Zu § 45 

In Ergänzung des § 28 Absatz 3 Satz 2 und 3, 
der lediglich eine Kannvorschrift enthält, er- 
legt § 45 für den erstmaligen Erlaß des Per- 
sonal- und Besoldungsstatuts dem Bundes- 
bankrat eine Verpflichtung zur Vorlage dieser 
Statute auf. Die Verpflichtung wird durch 
eine Fristsetzung unterstützt. § 45 stellt wei- 
ter klar, daß auch bei ungenütztem Ablauf 
dieser und einer weiteren Frist das Personal- 
statut der Bank deutscher Länder nicht weiter 
fortgilt. 

Für die Ergänzung der Satzung der Bank 
deutscher Länder durch eine neue Satzung der 
Bundesbank ist keine Frist vorgesehen. 

Zu § 46 

Der in den Grundzügen einander entspre- 
chende Aufbau der Bank deutscher Länder 
und der Bundesbank gibt die Möglichkeit, ver- 
mittels des § 46 die in zahlreichen verstreu- 
ten Vorschriften enthaltene Anführung der 
Bank deutscher Länder einheitlich durch die 
Benennung der Bundesbank zu ersetzen. Dies 
ist unter anderem von besonderer Bedeutung 
hinsichtlich des bisher der Bank deutscher Län- 
der nach dem Umstellungsgesetz und den 
Durchführungsverordnungen hierzu zustehen- 
den Rechts der Beleihung und des Ankaufs 
von Ausgleichsforderungen (vgl. z. B. § 11 
Abs. 3 UG, § 11 Abs. 3 der 2. DVO/UG, § 3 
Abs. 4 der 33. DVO/UG, § 2 Abs. 1 der 45. 
DVO/UG). Aus § 46 ergibt sich, daß die Bun- 
desbank wie bisher die Bank deutscher Länder 
Ausgleichsforderungen nach Maßgabe der hier- 
für geltenden Sondervorschriften beleihen und 
ankaufen kann, ohne daß hierfür eine Ver- 
pflichtung besteht. 

Eine entsprechende allgemeine Regelung für 
die älteren Rechtsvorschriften, die noch auf 
die ehemalige Reichsbank verweisen, ist nicht 
möglich, da sich die Aufgaben und Befugnisse 
der früheren Reichsbank auf Bundesbank und 
Landeszentralbanken verteilen. Es wird hier 
vielmehr von Fall zu Fall beachtet werden 
müssen, von welcher Seite jetzt die Obliegen- 
heiten der früheren Reichsbank wahrgenom- 
men werden. 

Zu § 48 

Dem Zweck des Dritten Überleitungsgesetzes 
entsprechend wird die Berliner Zentralbank in 
ihren Rechten und Pflichten den Landeszen- 
tralbanken des Bundesgebietes gleichgestellt. 
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Durch die umfassenden Bestimmungen des 
Absatzes 2 Nr. 1 und 2 erübrigt es sich, in 
den einzelnen Vorschriften des Gesetzes je- 
weils die Berliner Zentralbank oder das Land 
Berlin aufzuführen. Ebenso bedurfte es keiner 
Erwähnung der Sonderlage Berlins, weil den 
besonderen Verhältnissen Berlins jederzeit im 
Rahmen der währungs- und kreditpolitischen 
Maßnahmen des Bundesbankrats im Einzel- 
fall ausreichend Rechnung getragen werden 
kann, soweit dies ohne Gefährdung der Wäh- 
rung möglich ist. Da die Berliner Zentralbank 
bisher an dem Grundkapital der Bank deut- 
scher Länder nicht beteiligt war, geht der Ent- 
wurf davon aus, daß die Landeszentralbanken 


von ihren insgesamt 50% Anteilen am Grund- 
kapital der Bundesbank gegen angemessene 
Entschädigung der Berliner Zentralbank so 
viel überlassen, daß diese in einem entspre- 
chenden Verhältnis am Grundkapital der 
Bundesbank beteiligt wird. Diese Regelung 
bleibt, da der Anteil des Bundes am Grund- 
kapital der Bundesbank hiervon nicht be- 
rührt wird, zunächst der freien Vereinbarung 
der Landeszentralbanken untereinander über- 
lassen. Lediglich für den Fall, daß eine Eini- 
gung nicht zustandekommt, ist hilfsweise der 
Erlaß eines besonderen Bundesgesetzes vor- 
gesehen. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 5. Dezember 1952 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 12. November 1952 — 6 — 
55011 — 2755/52 VI — beehre ich mich mitzuteilen, daß der 
Bundesrat in seiner 97. Sitzung am 5. Dezember 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die 
Währungs- und Notenbank des Bundes 
(Bundesbank gesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung wird ersucht, den angekündigten Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die Landeszentralbanken so beschleunigt 
vorzulegen, daß er im Bundestag gemeinsam mit diesem Entwurf 
beraten und gleichzeitig verabschiedet werden kann. 


Dr. Reinhold Meier 


25 



BUNDESRAT 


Bonn, den 5. Dezember 1952 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Währungs- und Notenbank des Bundes 

(Bundesbankgesetz) 


1. Die Eingangsworte des Gesetzes sind wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen.“ 

Begründung: 

Der Entwurf enthält Bestimmungen, die 
das Verwaltungsverfahren der landes- 
eigenen Verwaltung im Sinne von Ar- 
tikel 84 Abs. 1 GG regeln. Das gilt 
mindestens für § 15, der für die Bank- 
aufsichtsbehörden der Lander Vorschriften * 
über das Verwaltungsverfahren enthält. 
Auch § 24 Abs. 2 in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage regelt das Verwaltungs- 
verfahren im Bereich der landeseigenen 
Verwaltung. 

Das Gesetz über die Bank deutscher 
Länder regelt die Einrichtung von Landes- 
behörden. Es wäre ein Zustimmungsgesetz 
gewesen, wenn es nach dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes durch den Bundes- 
gesetzgeber erlassen worden wäre. Da der 
Entwurf das Gesetz über die Bank deut- 
scher Länder nicht nur aufhebt, sondern 
auch die durch dieses Gesetz geschaffenen 
Einrichtungen der Länder zu einer 
Bundeseinrichtung umgestaltet, bedarf der 
Entwurf auch aus diesem Grunde der Zu- 
stimmung des Bundesrates nach Artikel 84 
Abs. 1 GG. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 i 

Zur „Deutschen Bundesbank“ (im 
folgenden Bundesbank genannt) wird 
die Bank deutscher Länder bestimmt. 
Die Bundesbank führt die Aufgaben 
der Währungs- und Notenbank ge- 


meinsam mit den Landeszentralbanken 
durch.“ 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf hat sich im Grundsatz 
für die Beibehaltung der Bank deutscher 
Länder und der Landeszentralbanken 
entschieden. Da die Landeszentralbanken 
in das Bundesbanksystem eingegliedert 
werden, sind sie in der Fassung des § 1 
mit aufzunehmen. 

3. § 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Sitz der Bundesbank ist Frank- 
furt a. M.“ 

Begründung: 

Bis Berlin wieder als Sitz bestimmt 
werden kann, erscheint es zweckmäßig, 
die Bundesbank an dem Sitz der bis- 
herigen Bank deutscher Länder zu be- 
lassen. 

4. Im § 4 Abs. 1 ist die Aufgabe der Bundes- 
bank, die Währung zu sichern, schärfer zu 
kennzeichnen. Die Bundesbank hat die 
Aufgabe, mit den ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln die Stabilität der Währung im In- 
land zu schützen und für die Aufrecht- 
erhaltung der Zahlungsbereitschaft gegen- 
über dem Ausland zu sorgen, den Geld- 
umlauf und die Kreditversorgung der 
Wirtschaft zu regeln, sowie eine ord- 
nungsmäßige Abwicklung des Zahlungs- 
verkehrs im Bundesgebiet und mit dem 
Ausland zu gewährleisten. Diese Aufgabe 
muß klar und eindeutig festgelegt werden. 

Im übrigen sind die Worte „im Bundes- 
gebiet“ durch die Worte „im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes“ zu ersetzen, um 
Berlin einzubeziehen. 
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5. Im § 5 Abs. 1 wird das Wort „auch“ als 
überflüssig gestrichen. 

6. § 5 Abs. 1 ist folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Die Eigenschaft der Landeszentral- 
banken als landesunmittelbare ju- 
ristische Personen des Öffentlichen 
Rechts bleiben unberührt.“ 

Begründung: 

Die Stellung der Landeszentralbanken 
gegenüber der Bundesbank bedarf einer 
Klarstellung. Im Hinblick auf ein künf- 
tiges Gesetz über die Abgrenzung der 
Tätigkeit der Bundesbank gegenüber der- 
jenigen der Landeszentralbanken und 
wegen der Notwendigkeit der Begrenzung 
von Weisungen der Bundesbank gegen- 
über den Zentralbanken muß in das 
Bundesbankgesetz eine Vorschrift aufge- 
nommen werden, die eine Garantie des 
Fortbestehens der Landeszentralbanken 
in ihrer derzeitigen Struktur gewähr- 
leistet und die Zweistufigkeit auch bei 
dieser Mischverwaltung klar herausstellt. 
Durch den Zusatz in Absatz 1 entfällt die 
Notwendigkeit einer Neufassung des § 1 
des vorliegenden Entwurfs. 

7. § 7 ist wie folgt zu fassen: 

4 7 

Die Bundesbank berät die Bundes- 
regierung in Fragen des Geld- und 
Kreditwesens, der Währungsgesetz- 
gebung und des Devisenverkehrs und 
hat insoweit von der Bundesregierung 
verlangte Berichte und Auskünfte zu 
erteilen.“ 

Begründung: 

Mit Rücksicht auf den zu weit gefaßten 
§ 7 Abs. 2 der Regierungsvorlage wird 
für diesen Paragraphen vorstehende 
präzisere und zugleich einschränkende 
Fassung vorgeschlagen. 

8. Im § 8 Abs. 1 wird das Wort „Bundes- 
gebiet“ durch die Worte „Geltungsbereich 
dieses Gesetzes“ ersetzt. 

Begründung: 

Die Änderung soll die Einbeziehung von 
Berlin sicherstellen. 


9.1m § 11 und in sämtlichen Bestimmun- 
gen des Entwurfs ist anstelle des Wortes 
„Geldinstitut“ das Wort „Kreditinstitut“ 
zu setzen. 

Begründung: 

Der erst durch die Währungsgesetzgebung 
in die Gesetzessprache eingeführte Begriff 
„Geldinstitut“ sollte auf die Währungs- 
gesetzgebung beschränkt bleiben und im 
übrigen wieder der Begriff „Kredit- 
institut“ wie im § 1 KWG verwendet 
werden. 


10. § 11 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Landeszentralbanken haben bei 
der Bundesbank, die übrigen Kredit- 
institute bei den Landeszentralbanken 
für Sicht- und Termineinlagen und, 
soweit hierfür keine Anlagevor- 
schriften bestehen, für Spareinlagen 
Mindestreserven als Guthaben zu 
halten.“ 

Begründung: 

Spareinlagen, die der langfristigen Anlage 
dienen, sind Kapitalanlagen und nicht als 
Teil des Kredit- ^umens anzusehen, der 
mit Mindestreserven gesteuert werden 
muß. 

11. Im § 11 Abs. 2 erhält der letzte Halbsatz 
folgende Fassung: 

„einen Sonderzins bis zur Höhe von 
3 vom Hundert über dem jeweiligen 
Lombardsatz zu zahlen.“ 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, da die 
Fassung des Entwurfs zu unelastisch ist. 

12. § 11 Abs. 2 erhält folgenden Satz 2: 

„In Ausnahmefällen kann die Bundes- 
bank auf Antrag der Landeszentral- 
bank von der Erhebung eines Sonder- 
zinses absehen.“ 

Begründung: 

Fliermit soll für besondere Fälle eine Be- 
rücksichtigung des Einzelfalles erreicht 
werden. 



13. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Kreditinstitute, die einer 
Zentralkasse (Girozentrale) ange- 
schlossen sind, können ihre Mindest- 
reserven bei ihrer Zentralkasse halten, 
die dann ihrerseits Guthaben in 
gleicher Höhe bei der Landeszentral- 
bank zu unterhalten hat.“ 

Begründung: 

Mindestreserven sind kreditpolitisches 
Lenkungsmittel zur Kontrolle der Giral- 
geldschöpfungskapazität der Kredit- 
institute. Da Spareinlagen niemals Giral- 
geld sind oder sein können, ist ihre 
Unterwerfung unter die Mindestreserve- 
pflicht ohne Sinn und von Schaden lür 
die Lenkung und Anlage des Sparkapitals. 
Soweit Spareinlagen liquide gehalten wer- 
den müssen, bestehen für die Sparkassen 
seit langem ausreichende bundesrechtliche 
Vorschriften. Eine entsprechende Neu- 
fassung des § 11 Abs. 3 ist daher er- 
forderlich. 

14. Als § 11 Abs. 4 wird eingefügt: 

„(4) Die Pflicht zur Unterhaltung 
von Mindestreserven geht der in 
anderen Vorschriften begründeten 
Pflicht zur Unterhaltung von Liqui- 
ditätsguthaben vor. Mindestreserven 
sind auf Liquiditätsguthaben anzu- 
rechnen.“ 

Begründung: 

Wenn auch die Wirkung und Ziel- 
richtung von Mindest- und Liquiditäts- 
reserven unterschiedlich ist, erscheint die 
Bestimmung erforderlich, um unnötige 
Anforderungen an die Liquidität der 
Kreditinstitute zu vermeiden und über 
die Meinungsverschiedenheiten bezüglich 
des Verhaltens der Mindestreservevor- 
schriften zu den älteren reichsgesetzlichen 
Vorschriften über Liquiditätsguthaben 
(z. B. im Sparkassensystem) gesetzlich zu 
entscheiden. 

15. § 12 ist als entbehrlich zu streichen. 

16. Im § 16 Abs. 1 Nr. 3 sind die Worte „und 
der Bundespost“ durch die Worte „, der 
Bundespost und den Ländern“ zu er- 
setzen. 


Begründung: 

Auch der Ankauf von Wechseln der 
Länder ist mit vorzusehen, da kein Anlaß 
besteht, die Wechsel der Länder aus- 
zunehmen. 

17. In § 16 Abs. 1 Nr. 4 b werden hinter dem 
Wort „Schuldbuchforderungen“ die 
Worte „einschließlich Ausgleichsforde- 
rungen“ eingefügt. 

Begründung: 

Die Einschaltung soll klarstellen, daß die 
Lombardierung von Ausgleichsforderun- 
gen nicht die Eintragung im Schuldbuch 
voraussetzt. 

18. Im § 16 Abs. 1 wird folgende Nr. 6 an- 
gefügt: 

„6. Wertpapiere kaufen und ver- 
kaufen, welche die Landeszentral- 
banken am offenen Markt er- 
worben haben.“ 

Begründung: 

Mit dieser Einfügung soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, daß die auf An- 
weisung (§ 9) am offenen Markt tätige 
LZB von der Bundesbank entlastet wer- 
den kann. 

19. Als § 16 Abs. 2 wird eingefügt: 

„(2) Die Bundesbank kann Aus- 
gleichsforderungen des Bundes und 
der Länder kaufen und verkaufen.“ 

Begründung: 

Es erscheint richtig, dieses Recht nicht 
nur in den Währungsgesetzen nieder- 
zulegen. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Abs. 3 und 4. 

20. In § 16 Abs. 2 letzter Halbsatz sind nach 
dem Wort „Bundesregierung“ die Worte 
einzufügen „mit Zustimmung des Bundes- 
rates“. 

Begründung: 

Bei der in § 16 Abs. 2 letzter Halbsatz 
vorgesehenen Verordnung der Bundes- 
regierung handelt es sich um eine Rechts- 
verordnung. Da diese Rechtsverordnung 
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auf Grund eines Gesetzes ergeht, das auch 
von den Ländern als eigene Angelegenheit 
ausgeführt wird, ist vorzusehen, daß diese 
Rechtsverordnung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf (Artikel 80 Abs. 2 GG). 

21. Im § 20 Nr. 1 werden nach den Worten 
„Bundesrepublik Deutschland“ eingefügt 
die Worte „ein Land“; 

im § 20 Nr. 2 werden nach den Worten 
„Bundesrepublik Deutschland“ eingefügt 
die Worte „oder ein Land“. 

Begründung: 

Wenn neben der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch öffentlich-rechtliche Kredit- 
institute angeführt sind, erscheint die 
Gleichstellung der Länder angemessen. 

22. § 21 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Sie kann Konten bei Kredit- 
instituten außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes oder bei deren 
Niederlassungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes unterhalten und für 
solche Kreditinstitute Konten führen.“ 

Begründung: 

Berücksichtigung von Berlin. 

23. Im § 22 muß es statt „§§ 16 bis 22“ 
heißen „§§ 16 bis 21“. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

24. In § 23 Abs. 1 und 3 tritt an Stelle des 
Wortes „Beirat“ das Wort „Bundesbank- 
beirat“, ebenso in allen anderen Para- 
graphen des Gesetzes. 

25. § 23 Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung: 

Die Regierungsvorlage sieht die Zusam- 
menlegung der Ämter des Präsidenten des 
Bundesbankrates mit dem des Bundes- 
bankdirektoriums vor. Die Neutralität 
der Amtsführung des Präsidenten des 
Bundesbankrates wie auch die rein arbeits- 
mäßige unzweckmäßige Arbeitsverteilung 
sprechen gegen die Vereinheitlichung der 
Ämter. Es wird daher die Beibehaltung 


der gegenwärtigen Regelung, die sich in 
der Praxis bewährt hat, für erforderlich 
gehalten. 

26. § 23 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesbankrat bestimmt im 
Rahmen des § 4 die Währungs- und 
Kreditpolitik sowie die allgemeine 
Geschäftspolitik der Bundesbank.“ 

Begründung: 

Klarstellung. 

27. § 24 erhält folgende Fassung: 

4 24 

(1) Der Bundesbankrat besteht aus 
einem Präsidenten, den Präsidenten 
der Landeszentralbanken, dem Präsi- 
denten und Vizepräsidenten des 
Bundesbankdirektoriums und wei- 
teren Mitgliedern des Direktoriums. 
Die Zahl sämtlicher Mitglieder des 
Direktoriums einschließlich des Prä- 
sidenten des Bundesbankrats darf 
nicht höher sein als die Zahl der Prä- 
sidenten der Landeszentralbanken. 

(2) Der Präsident des Bundesbank- 
rates wird mit einfacher Stimmen- 
mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
bankrates in geheimer Wahl gewählt. 
Hierbei stimmt der jeweilige Präsident 
des Bundesbankrates nicht mit. Er 
wird vom Bundespräsidenten bestellt. 
Seine Amtszeit beträgt 6 Jahre. Wie- 
derwahl ist zulässig. Er führt die Be- 
zeichnung „Präsident des Bundesbank- 

• rates“. 

(3) Der Präsident des Bundesbank- 
direktoriums und in dessen Abwesen- 
heit sein Stellvertreter ist stellvertre- 
tender Vorsitzender des Bundesbank- 
rates. 

(4) Der Präsident einer Landeszen- 
tralbank wird von der zuständigen 
Stelle des betreffenden Landes nach 
Maßgabe des LZB-Gesetzes ernannt. 

(5) Soweit in diesem Gesetz oder in 
der Satzung nichts anderes bestimmt 
ist, faßt der Bundesbankrat seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. Zur Beschlußfähig- 
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keit ist die Anwesenheit von mehr als 
der Hälfte der Mitglieder des Bundes- 
bankrates erforderlich. 

(6) Wie Absatz 5 der Regierungs- 
vorlage. 

(7) Wie Absatz 6 der Regierungs- 
vorlage.“ 

Begründung: 

Die Neufassung ist durch die Streichung 
des § 23 Abs. 2 bedingt. 

zu Absatz 1: Durch die vorgeschlagene 
Fassung soll die Parität zwischen Direk- 
toriumsmitgliedern und Landeszentral- 
bankpräsidenten gewahrt bleiben, wobei 
der Präsident des Bundesbankrates den 
Direktoriumsmitgliedern zugerechnet 
wird. 

zu Absatz 4: Die Bestimmung des § 24 
Abs. 3 der Regierungsvorlage wider- 
spricht der Forderung nach Unabhängig- 
keit der Notenbank und ist daher mit 
dem Grundgedanken des Entwurfs nicht 
zu vereinbaren. Eine Neufassung ist in- 
folgedessen geboten. 

28. § 25 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Bundesbankdirektorium 
besteht aus dem Präsidenten, dem 
Vizepräsidenten und mindestens 6, 
höchstens 8 weiteren Mitgliedern. Die 
ersteren führen die Dienstbezeichnung 
„Präsident der Bundesbank“ bzw. 
„Vizepräsident der Bundesbank“.“ 

Begründung: • 

Die Neufassung ist durch die Streichung 
des § 23 Abs. 2 erforderlich. 

29. Im § 27 Abs. 1 letzter Satz sind die 
Worte „Präsident der Bundesbank“ durch 
die Worte „Präsident des Bundesbank- 
rates“ zu ersetzen; 

im § 27 Abs. 2 sind die Worte „Präsi- 
denten der Bundesbank“ durch die Worte 
„Präsidenten des Bundesbankrates“ zu 
ersetzen. 

Begründung: 

Änderung ergibt sich aus Streichung des 
§ 23 Abs. 2 und aus Neufassung des § 24. 


30. Im § 28 Abs. 1 sind hinter den Worten 
„des Präsidenten der Bundesbank“ die 
Worte „des Präsidenten des Bundesbank- 
rates“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Ergänzung ist durch die Neufassung 
des § 24 Abs. 1 und 2 erforderlich. 

31. Im § 28 Abs. 2 sind hinter dem Wort 
„ernennt“ Tdie Worte „und entläßt“ ein- 
zufügen. 

Begründung: 

Angleichung an den Wortlaut des Ar- 
tikels 60 GG. 

32. § 28 Abs. 4 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Beamten der Bundesbank unter- 
stehen der Bundesdisziplinarordnung.“ 

Begründung: 

Die Änderung ist dadurch notwendig ge- 
worden, daß inzwischen die Bundesdiszi- 
plinarordnung beschlossen worden ist. 

33. § 28 Abs. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„Bis zum Abschluß von Tarifver- 
trägen für die Angestellten und Ar- 
beiter der Bundesbank finden für 
diese die tariflichen Bestimmungen 
nebst den dazu gehörigen allge- 
meinen Dienstordnungen Anwendung, 
die für Arbeitnehmer des Bundes 
gelten.“ 

Begründung: 

Im Hinblick auf die Autonomie der So- 
zialpartner kann die Wirksamkeit der 
Tarifvereinbarungen nicht von der Zu- 
stimmung der Bundesregierung abhängig 
gemacht werden. Außerdem ist die Auf- 
zählung der tariflichen Bestimmungen, 
die zunächst für die Arbeitnehmer der 
Bundesbank gelten sollen, unvollständig. 
Im Bereich des öffentlichen Dienstes sind 
die ATO., TO.A und TO.B in den 
letzten Jahren durch eine Reihe von Ta- 
rifverträgen ergänzt oder abgeändert 
worden, so daß neben den alten tariflichen 
Regelungen auch diese neuen Tarifverein- 
barungen bis auf weiteres anzuwenden 
wären. 
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34. § 29 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende 
Fassung: 

„Den Landeszentralbanken werden 
dafür Schuldtitel des Bundes in einer 
Höhe zur Verfügung gestellt, die dem 
tatsächlichen Wert der abgetretenen 
Anteile am 31. Dezember 1952 ent- 
spricht; die Schuldtitel sind mindestens 
mit 6 % zu verzinsen/ 4 

Begründung: 

Die 3 °/oige Ausgleichsforderung ist ein 
Hilfsinstrument der Währungsreform. 
Ihre Verwendung zur Abgeltung der 
BdL-Anteile ist nicht vertretbar. Die Lan- 
deszentralbanken haben ihre Anteile an 
der BdL bar bezahlt. Entgegenstehende 
Ausführungen in der Begründung zu die- 
sem Paragraphen treffen nicht zu. Die 
Frage hat also mit der Aufbringung des 
Eigenkapitals der Landeszentralbanken 
selbst durch Ausgleichsforderungen nichts 
zu tun. Der Entwurf berücksichtigt auch 
nicht die außerordentliche innere An- 
reicherung der BdL und die Tatsache, daß 
die BdL-Anteile mit 6 % Gewinnbeteili- 
gung bedient, während 3 °/oige Aus- 
gleichsforderungen angeboten werden. 

Eine Abgeltung durch andere Bundes- 
titel, die nach Art und Ausstattung der 
Lage am Kapitalmarkt entsprechen, muß 
deshalb eindeutig vorgesehen werden. Der 
Paragraph muß außerdem einen Stichtag 
der Abrechnung und die Bewertungs- 
grundlagen (offene Reserven usw.) be- 
stimmen, z. B. Jahresschluß des Jahres 
des Inkrafttretens des Gesetzes. 

35. Bei der Abstimmung des Bundesbank- 
rates über die Entlastung des Direkto- 
riums ist im § 32 Abs. 2 gesetzlich die 
Stimmenthaltung der Mitglieder des Di- 
rektoriums festzulegen. 

36. Nach dem Wortlaut des § 35 bezieht sich 
die Verschwiegenheitspflicht nur auf An- 
gelegenheiten der Bundesbank, nicht auch 
auf Angelegenheiten der Landeszentral- 
banken. Der Bundesrat ist jedoch der 
Auffassung, daß der Begriff „Angelegen- 
heiten der Bundesbank“ auch Angelegen- 
heiten der Landeszentralbanken mitum- 
faßt, soweit sich die Bundesbank bei Er- 
füllung ihrer Aufgaben der Landeszen- 
tralbanken bedient. 


37. § 36 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Der Präsident des Bundesbankrates 
und der Präsident der Bundesbank 
führen das große Bundessiegel.“ 

Begründung: 

Die Neufassung ist eine Folge der Ände- 
rungsvorschläge zu den §§ 23 bis 25. 

38. Im § 37 Abs. 2 Satz 2 am Schluß werden 
zur Klarstellung die Worte „der Kredit- 
institute“ eingefügt. 

Begründung: 

Innere Mindestreservensätze sind nicht 
gemeint. 

39. Die §§ 38 und 39 sind durch folgenden 
neuen § 38 zu ersetzen: 

4 38 

(1) Mit Gefängnis und mit Geld- 
strafe in unbeschränkter Höhe oder 
mit einer dieser Strafen wird bestraft, 

1. wer unbefugt Geldzeichen (Marken, 
Münzen, Scheine oder sonstige Ur- 
kunden, die geeignet sind, im Zah- 
lungsverkehr an Stelle der gesetz- 
lich zugelassenen Münzen oder 
Banknoten verwendet zu werden) 
oder unverzinsliche Inhaberschuld- 
verschreibungen ausgibt, auch wenn 
ihre Wertbezeichnung nicht auf 
Deutsche Mark lautet, 

2. wer Geldzeichen und unverzinsliche 
Inhaberschuldverschreibungen, die 
unbefugt ausgegeben worden sind, 
zu Zahlungen verwendet, 

3. wer Geldzeichen und unverzinsliche 
Inhaberschuldverschreibungen, die 
außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes ausgegeben sind und 
ausschließlich oder neben einer an- 
deren Wertbezeichnung auf Deut- 
sche Mark lauten, zu Zahlungen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ver- 
wendet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Fahrlässige Begehung der in 
Absatz 1 bezeichneten Handlungen 
wird mit Geldstrafe oder mit Haft 
bestraft.“ 
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40. § 40 ist durch folgenden neuen § 39 zu 
ersetzen: 

„ § 39 

(1) Die im § 38 bezeichneten Gegen- 
stände können eingezogen werden. 

(2) Kann keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden, so 
kann auf die Einziehung selbständig 
erkannt werden, wenn im übrigen die 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

(3) Gehörten im Falle des § 38 
Abs. 1 Nr. 3 die einzuziehenden 
Gegenstände zur Zeit der Tat weder 
dem Täter noch einem Teilnehmer, 
so ist dem Eigentümer eine angemes- 
sene Entschädigung aus der Staatskasse 
zu gewähren, es sei denn, daß er die 
Straftat kannte oder kennen mußte 
oder daß er von ihr einen Vorteil ge- 
habt hat, dessen Zusammenhang mit 
der Straftat ihm erkennbar war.“ 

Begründung zu den §§ 38 und 39: 

l.Die Aufgliederung wie in § 25 des 
Reichsbankgesetzes vom 15. Juni 1939 
in zwei Straftatbestände (§§ 38, 39 
der Regierungsvorlage) bringt Unstim- 
migkeiten mit sich: 

Versuch und Fahrlässigkeit sind nach 
dem Entwurf nur noch bei der Aus- 
gabe von Geldzeichen usw. strafbar. 
Bei der Verwendung von Geldzeichen 
usw. ist Fahrlässigkeit überhaupt nicht, 
der Versuch nur bei gewerbsmäßiger 
Verwendung unter Strafe gestellt. Das 
erscheint sachlich nicht gerechtfertigt 
und war wohl auch nicht beabsichtigt. 

Nicht ersichtlich ist, weshalb nur die 
gewerbsmäßige Verwendung erhöht 
strafwürdig sein soll (§ 39 Abs. 2 der 
Regierungsvorlage), nicht aber auch 
die gewerbmäßige Ausgabe. Denn auch 
diese stellt eine besondere Gefahr für 
die Währung dar. Die Androhung von 
Geldstrafe bis zum Zehnfachen des 
verwendeten Betrages in § 39 Abs. 2 
der Regierungsvorlage stellt gegen- 
über § 39 Abs. 1 der Regierungsvor- 
lage nicht unbedingt eine höhere Straf- 
drohung dar. Denn in § 39 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage wird Geldstrafe 
schlechthin angedroht, also ohne Be- 
grenzung nach oben, so daß aus § 39 
Abs. 1 der Regierungsvorlage sogar 


eine höhere Geldstrafe möglich wäre 
als aus § 39 Abs. 2 der Regierungs- 
vorlage. Lediglich auf eine zusätzliche 
Gefängnisstrafe kann nach § 39 Abs. 2 
der Regierungsvorlage nur bei gewerbs- 
mäßiger Verwendung erkannt werden. 

2. Die Begründung sagt nicht, aus wel- 
chem Grunde § 38 der Regierungsvor- 
lage das richterliche Ermessen bei der 
Strafhöhe einschränken will (Geld- 
strafe von mindestens 5000 DM, Ge- 
fängnis bis zu 1 Jahr). Es sind sehr 
wohl Fälle denkbar, in denen weder 
die (hohe) Mindeststrafe noch die (u.U. 
unzureichende) Höchststrafe eine ge- 
rechte Strafzumessung ermöglicht. Es 
sollte deshalb auf die Beschränkungen 
verzichtet werden. Dann würde sich 
auch eine Hervorhebung der Gewerbs- 
mäßigkeit erübrigen, da die Andro- 
hung von Gefängnis und Geldstrafe 
schlechthin es dem Richter ermöglichen 
würde, auch den — in der Praxis 
wohl seltenen — Fällen gewerbs- 
mäßigen Handels gerecht zu werden. 

3. § 40 Satz 1 der Regierungsvorlage er- 
möglicht nicht die Einziehung von 
Geldzeichen im objektiven Verfahren 
bei nur fahrlässiger Straftat (§ 42 StGB 
ist nur anwendbar bei vorsätzlichen 
Verbrechen und Vergehen). 

41. § 41 muß wie folgt beginnen: 

„(1) Mitglieder des Bundesbankrates 


Begründung: 

Schreibfehlerberichtigung. 

42. § 41 sollte sprachlich dadurch verbessert 

werden, daß 

a) dem ersten Wort des Absatzes 1 „Mit- 
glieder“ der bestimmte Artikel „Die“ 
vorgesetzt wird, 

b) das Wort „vorsätzlich“ im Absatz 1 
vor die Worte „falsch darstellen oder 
verschleiern“ gerückt wird. 

43. § 42 Abs. 1 ist folgende Fassung zu geben: 

„Die Mitglieder des Bundesbank- 
rates sollen, soweit sie vom Bundes- 
präsidenten zu bestellen sind, binnen 
vier Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestellt werden.“ 
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Begründung: 

Da nach den vorgeschlagenen Änderun- 
gen zu den §§ 23 bis 25 die Präsidenten 
der Landeszentralbanken kraft ihres 
Amtes Mitglieder des Bundesbankrates 
sind, so wie sie bisher Mitglieder des Zen- 
tralbankrates waren, ist eine neue Fassung 
geboten. 

44. Dem § 42 Abs. 1 ist folgender Satz an- 
zufügen: 

„Der Präsident des Bundesbankrates 
kann von diesen erst nach Bestellung 
der vorgesehenen Mitglieder des Bun- 
desbankdirektoriums gewählt werden.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung folgt aus dem Änderungs- 
vorschlag zu § 24 Abs. 2, 

45. § 42 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bis zur Neubestellung des 
Präsidenten des Bundesbankrates wer- 
den seine Geschäfte von dem bisheri- 
gen Präsidenten des Zentralbankrates 
der Bank deutscher Länder wahrge- 
nommen.“ 

Begründung: 

Übergangsvorschriften sind nur für den 
Präsidenten des Bundesbankrates, nicht 
aber für die Präsidenten der Landeszen- 
tralbanken notwendig. 

46. § 42 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt ge- 
ändert: 

„Bis zur Neubestellung bleiben die 
Mitglieder des Direktoriums der 
Bank deutscher Länder in ihren 
Ämtern.“ 

47. § 45 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bis zur Aufnahme der Bundes- 
bankbeamten in die Besoldungsord- 
nungen (Anlagen zum Besoldungsge- 
setz) finden die besoldungsrechtlichen 
Vorschriften der Anlage 1 des Per- 


sonalstatuts der Bank deutscher Län- 
der (Bundesanzeiger Nr. 38 vom 
23. Februar 1950) sinngemäß Anwen- 
dung. Die auf Grund des § 7 des 
Personalstatuts der Bank deutscher 
Länder (Bundesanzeiger Nr. 13 vom 
19. Januar 1950) erlassenen allge- 
meinen Vorschriften für den Eintritt 
in den Dienst der Bank, für die Vor- 
bildung, Ausbildung und die Lauf- 
bahnen der Beamten sowie die 
Prüfungsordnungen sind bis auf 
weiteres sinngemäß anzuwenden.“ 

Begründung: 

Die Neufassung ist notwendig geworden, 
um den Widerspruch zwischen § 28 

Abs. 3 und dem bisherigen § 45 Abs. 1 zu 
beseitigen. Soweit ergänzende Vorschrif- 
ten zur Regelung der Personal- und Be- 
soldungsverhältnisse der Bundesbank- 
beamten überhaupt noch notwendig sind, 
können sie durch ein nach § 28 Abs. 3 zu 
erlassendes Personalstatut und ein Besol- 
dungsstatut geregelt werden. 

48. ^ 49 erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 
in Kraft.“ 

Begründung: 

Es erscheint verwaltungstechnisch und 
bilanzmäßig zweckmäßig, eine gewisse 
Frist zu gewähren und einen Monatsan- 
fang als Zeitpunkt des Inkrafttretens zu 
wählen. Außerdem benötigt das Land 
Berlin eine gewisse Zeit, um das ent- 
sprechende Berliner Mantelgesetz zu be- 
schließen und zu verkünden. 

49. Aus der Streichung des § 23 Abs. 2 der 
Regierungsvorlage und aus der vorge- 
schlagenen Neufassung des § 24 folgt, 
daß es in allen Bestimmungen des Ge- 
setzes statt „Präsident der Bundesbank“ 
und „Vizepräsident der Bundesbank“ 
heißen muß „Präsident des Bundesbank- 
direktoriums“ und „Vizepräsident des 
Bundesbankdirektoriums“. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates vom 5. Dezember 1952 zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Währungs- und Notenbank des Bundes (Bundesbankgesetz) 


Zu 1: 

Nach der in der Regierungsvorlage gegebenen 
Begründung bildet Artikel 88 GG eine Or- 
ganisationsnorm eigener Art. Sie befreit auch 
von der Vorschrift des Artikels 84 Abs. 1 GG. 
Eine entsprechende Auffassung hat der Unter- 
ausschuß des Rechtsausschusses des Bundes- 
rates vertreten. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit für den Ge- 
setzentwurf kann nicht anerkannt werden. 
Da die Landeszentralbanken nach dem in- 
zwischen verabschiedeten Landeszentralbank- 
gesetzentwurf nicht der Bankaufsicht unter- 
liegen, bestehen keine Bedenken, daß der 
Bundestag im § 15 die Worte „im Benehmen 
mit den Bankaufsichtsbehörden“ streicht. 
Damit würde das auf Artikel 84 Abs. 1 GG 
in Verbindung mit § 15 gestützte Zustim- 
mungsrecht des Bundesrates gegenstandslos 
werden. 

Zu 2: 

Der Vorschlag des Bundesrates enthält keine 
sachliche Änderung des Gesetzentwurfs. Ge- 
gen diese der Klarstellung dienende Fassung 
bestehen daher keine grundsätzlichen Be- 
denken. 

Zu 3: 

Die Fassung der Regierungsvorlage soll der 
Bundesregierung jetzt oder in Zukunft die 
Freiheit der Wahl für den Sitz der Bundes- 
bank belassen. Hiermit wird nicht die Ab- 
sicht zum Ausdruck gebracht, die Bundesbank 
an einem anderen Ort zu errichten als an 
dem jetzigen Sitz der Bank deutscher Länder. 
An § 3 Satz 1 der Regierungsvorlage wird 
festgehalten. 


Zu 4: 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates 
bringt keine Verbesserung der Regierungs- 
vorlage. Der Bundesrat bezeichnet es als Auf- 
gabe der Bundesbank, die Stabilität der Wäh- 
rung im Inland zu schützen und die Zah- 
lungsbereitschaft gegenüber dem Ausland zu 
gewährleisten. „Sorge für die Aufrechterhal- 
tung der Zahlungsbereitschaft gegenüber dem 
Ausland“ bedeutet Verantwortung für die 
gesamte Devisenbewirtschaftung. Diese Ver- 
antwortung liegt aber nicht nur bei der 
Notenbank, sondern auch, vielleicht sogar 
überwiegend, bei der Bundesregierung (Wirt- 
schafts- und Handelspolitik). 

An der Regierungsvorlage muß daher fest- 
gehalten werden. 

Dem Vorschlag, die Worte „im Bundes- 
gebiet“ durch die Worte „im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes“ zu ersetzen, wird 
beigetreten. 

Zu 5: 

Gegen die redaktionelle Änderung bestehen 
keine Bedenken. 

Zu 6: 

Der Vorschlag des Bundesrates soll nach sei- 
ner Begründung der Abgrenzung der Tätig- 
keit der Bundesbank gegenüber derjenigen 
der Landeszentralbanken dienen. Diese Ab- 
grenzung ergibt sich aber schon aus dem 
Gesamtinhalt des Entwurfs sowie aus dem 
gleichzeitig vorgelegten Entwurf eines Ge- 
setzes über die Landeszentralbanken. Die 
Weisungen der Bundesbank sind auch durch 
§ 9 hinreichend auf währungs- und kredit- 
politische Maßnahmen begrenzt. Weitere 
Begrenzungen sind nicht angängig. 
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Gegen den Vorschlag des Bundesrates be- 
stehen daher Bedenken. 

Zu 7: 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Aus- 
kunftspflicht der Bundesbank bedeutet keine 
Einschränkung ihrer Unabhängigkeit. Wenn 
auch gegen den Vorschlag des Bundesrates, 
der Bundesbank das Recht zur selbständigen 
Beratung der Bundesregierung einzuräumen, 
keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, so 
wird doch die vom Bundesrat im übrigen 
vorgeschlagene Einengung der Auskunfts- 
pflicht der Bundesbank gegenüber der Bun- 
desregierung (gekennzeichnet durch das 
Wort , insoweit“) für nicht vertretbar ge- 
halten. 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates 

wird daher abgelehnt. 

Zu 8: 

Zustimmung wie zu Punkt 4, 2. Absatz. 

Zu 9: 

Gegen den Vorschlag, den Begriff „Geld- 
institut“ durch das Wort „Kreditinstitut“ in 
sämtlichen Bestimmungen des Entwurfs zu 
ersetzen, werden keine Bedenken erhoben. 

Zu 10: 

Dem Vorschlag kann mit der Maßgabe zu- 
gestimmt werden, daß das Bestehen gesetz- 
licher oder auf Gesetz beruhender Anlage- 
vorschriften die Voraussetzung für die Frei- 
stellung der Spareinlagen von der Mindest- 
reservepflicht bildet. 

Zu 11: 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird beigetreten. 

Zu 12: 

Gegen den Grundsatz, daß für besondere 
Fälle eine Ausnahmemöglichkeit vorgesehen 
werden soll, bestehen zwar keine Bedenken. 
Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fas- 
sung kann aber nicht beigetreten werden, 
denn nicht die Bundesbank, sondern die Lan- 
deszentralbanken erheben Sonderzinsen für 
die Unterschreitung des Mindestreservesatzes. 
Dem Vorschlag des Bundesrates könnte da- 
her nur in folgender Fassung stattgegeben 
werden: 

„In Ausnahmefällen kann die Landes- 
zentralbank mit Genehmigung des Bun- 


desbankrates von der Erhebung eines 
Sonderzinses absehen.“ 

Der Fassung des Vorschlages des Bundesrates 
kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zu 13: 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
des § 11 Abs. 3 ist unklar. Der Vorschlag 
dürfte darauf abzielen, die Haltung von Min- 
destreserven bei Zentralinstituten (Giro- 
zentralen und genossenschaftlichen Zentral- 
kassen) zuzulassen. Die Mindestreserve soll 
aber nach berechtigter Auffassung der Noten- 
bank grundsätzlich von dem einzelnen In- 
stitut unmittelbar bei der Landeszentralbank 
gehalten werden. Gegebenenfalls wäre zu 
erwägen, die Entscheidung über die Zulässig- 
keit der mittelbaren Haltung von Mindest- 
reserven (abgesehen von der Ausnahme des 
§11 Abs. 3 des Entwurfs) dem Bundesbank- 
rat nach pflichtgemäßem Ermessen zu über- 
lassen. Hierin soll aber den Verhandlungen 
des Bundestages nicht vorgegriffen werden. 
Dem Vorschlag des Bundesrates kann daher 
nicht beigetreten werden. 

Zu 14: 

Gegen den Vorschlag des Bundesrates auf 
Einfügung des Absatzes 4 zu § 11 werden 
Bedenken nicht erhoben. 

Zu 15: 

Auf die Überwachungsbefugnis der Bundes- 
bank hinsichtlich des bankmäßigen Über- 
weisungsverkehrs kann aus währungspoli- 
tischen Gründen nicht verzichtet werden. Es 
wird an der Fassung des § 12 der Regierungs- 
vorlage festgehalten. 

Zu 16: 

Die Ausdehnung des Wechselankaufs der 
Bundesbank auf Wechsel der Länder wird 
für unbedenklich gehalten. Es handelt sich 
nur um eine Kannvorschrift. 

Zu 17: 

Die vorgeschlagene Ergänzung „einschließ- 
lich Ausgleichsforderungen“ ist unbedenklich. 

Zu 18: 

Gegen die vorgeschlagene Einfügung einer 
Nr. 6 in § 16 Abs. 1 sind Bedenken nicht zu 
erheben. 

Zu 19: 

Dem Vorschlag des Bundesrates soll die sach- 
liche Berechtigung nicht abgesprochen wer- 
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den. Die von ihm vorgeschlagene Bestim- 
mung muß aber in § 16 Abs. 1 als neue 
Nummer (hinter Nr. 3) eingefügt werden, 
damit klargestellt wird, daß die Bundesbank 
auch den An- und Verkauf von Ausgleichs- 
forderungen, wie dies bisher auf Grund der 
Währungsgesetze der Fall war, nur mit den 
Landeszentralbanken als Vertragsgegnern 
vornehmen kann. Es bedarf ferner einer 
Änderung der Fassung dahin, daß es „Aus- 
gleichsforderungen gegen den Bund und 
gegen die Länder“ heißen muß. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fas- 
sung kann daher nicht beigetreten werden. 

Zu 20: 

Hierzu wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 
Bezug genommen. Das Bundesbankgesetz 
wird nicht von den Ländern als eigene An- 
gelegenheit ausgeführt. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Zu 21: 

Gegen die Ergänzungen bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken. 

Zu 22 und 23: 

Diesen redaktionellen Änderungen kann zu- 
gestimmt werden. 

Zu 24: 

Die vorgeschlagene Fassung „Bundesbank- 
beirat“ stellt in sprachlicher Hinsicht keine 
Verbesserung dar und wird abgelehnt. 

Zu 25: 

Die Neutralität der Amtsführung, auf die 
der Bundesrat seinen Änderungsvorschlag 
gründet, kann auch dann nicht angezweifelt 
werden, wenn der Bundesbankpräsident dem 
Bundesbankrat und dem Bundesbankdirek- 
torium gleichzeitig angehört, denn beide 
Gremien haben die gleiche Aufgabe, der Bun- 
desbank zu dienen. Der Bundesbankpräsi- 
dent soll nach dem Regierungsentwurf das 
verbindende Glied zwischen beiden Organen 
darstellen. 

An der Regierungsvorlage wird daher fest- 
gehalten. 

Zu 26: 

Der vorgeschlagenen Fassung kann zuge- 
stimmt werden. 


Zu 27—30: 

Diese Vorschläge des Bundesrates bedeuten 
eine Änderung der Grundauffassung der Re- 
gierungsvorlage. Der Regierungsentwurf 
stellt darauf ab, daß Artikel 88 eine Bundes- 
bank verlangt und daß demgemäß die Zu- 
gehörigkeit der Bundesbank zum Bund im 
Gesetz einen klaren Ausdruck finden muß. 
Die Änderungsvorschläge des Bundesrates 
laufen darauf hinaus, die Währungs- und 
Kreditpolitik der Bundesbank mit Hilfe einer 
Umgestaltung in der Besetzung des Bundes- 
bankrates vorwiegend unter Berücksichtigung 
von Länderbelangen bestimmen zu lassen. 
Eine solche Konstruktion der Bundesbank 
würde der Vorschrift des Artikels 88 nicht ge- 
recht. Die Änderungsvorschläge über die Auf- 
hebung der Personalunion in der Leitung 
der Bundesbank und die anderweitige Fest- 
setzung des Stimmverhältnisses im Bundes- 
bankrat unterstreichen dabei besonders die 
abweichende Konzeption des Bundesrates. 
Die Beschlüsse des Bundesrates zu diesen 
Punkten stellen daher die Grundlage des Re- 
gierungsentwurfs in Frage. Sie müssen mit 
Entschiedenheit abgelehnt werden. 

Zu 31: 

Der Einfügung wird nicht zugestimmt. § 66 
DBG bestimmt allgemein, daß die Entlassung 
der Beamten von der Stelle verfügt wird, 
die für die Ernennung zuständig ist. 

Zu 32: 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann zugestimmt werden. 

Zu 33: 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
läßt die notwendige Abgrenzung für den Ab- 
schluß der künftigen Tarifverträge im Sinne 
einer Anlehnung an die sonstigen Regelun- 
gen für Bundesbedienstete vermissen. Dem 
Vorschlag kann daher in dieser Fassung nicht 
zugestimmt werden. 

Zu 34: 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene generelle 
Abfindung der Landeszentralbanken für die 
abzutretenden BdL-Anteile mit 6 °/oigen 
Schuldtiteln wird dem Umstand nicht ge- 
recht, daß die Landeszentralbanken vor der 
Währungsreform errichtet und mit Reichs- 
markkapital ausgestattet worden sind. Die 
Umstellung des Reichsmarkkapitals in der 
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Währungsreform bedingte eine Zuteilung 
von Ausgleichsforderungen. Im übrigen 
würde auch der Gewinn der Bank deutscher 
Länder, aus dem die bisherige Dividende 
floß, bei Liquidation der Bank deutscher 
Länder fortfallen und kann daher auch bei 
Umwandlung unter Ausschluß der Liqui- 
dation nicht Anlaß zu einer besonderen Ent- 
schädigung sein. 

Der Vorschlag des Bundesrates muß daher 
abgelehnt werden. 

Zu 35: 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann grund- 
sätzlich zugestimmt werden. Es wird daher 
die Einfügung folgenden Satzes 2 in Absatz 2 
des § 32 vorgeschlagen: 

„Mitglieder des Direktoriums dürfen 
ihr Stimmrecht im Bundesbankrat nicht 
ausüben, wenn die Beschlußfassung die 
Entlastung des Direktoriums zum 
Gegenstand hat.“ 

Zu 36: 

Dem Vorschlag des Bundesrates, den Begriff 
der Verschwiegenheitspflicht auch auf Ange- 
legenheiten der Landeszentralbanken zu be- 
ziehen, kann beigetreten werden. Dies kann 
in der Begründung zu § 35 zum Ausdruck 
gebracht werden. Es wird vorgeschlagen, der 
Begründung zu § 35 des Entwurfs folgenden 
Satz anzufügen: 

„Der Begriff „Angelegenheiten der Bun- 
desbank“ umfaßt auch Angelegenheiten 
der Landeszentralbanken, soweit sich 
die Bundesbank bei Erfüllung ihrer Auf- 
gaben der Landeszentralbanken be- 
dient.“ 

Zu 37: 

Der Änderungsvorschlag ergibt sich aus der 
abweichenden Konzeption des Bundesrates 
(Änderungsvorschläge zu Nrn. 25, 27 — 30). 
Er erledigt sich durch Ablehnung dieser Vor- 
schläge. 

Zu 38: 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
da kein Anlaß besteht, von der Übung ab- 
zuweichen, auch die internen Mindestreserve- 
sätze zu veröffentlichen. 

Zu 39: 

Zu dem vom Bundesrat vorgeschlagenen § 38, 
der an Stelle der §§38 und 39 des Regie- 


rungsentwurfs treten soll, wird unter Berück- 
sichtigung inzwischen eingetretener grund- 
sätzlicher Änderungen in der Auffassung 
über gewisse strafrechtliche Fragen wie folgt 
Stellung genommen: 

a) Hinsichtlich der Absätze 1 und 2 wird 
dem Änderungsvorschlag mit der Maß- 
gabe beigetreten, daß in § 38 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 jeweils nach dem Wort „Geld- 
zeichen“ das Wort „und“ durch „oder“ 
ersetzt wird. 

b) Gegen die vorgeschlagene Fassung des 
§ 38 Abs. 3 bestehen Bedenken. 

Es besteht kein Bedürfnis, neben der Geld- 
strafe noch Haft vorzusehen. Hierdurch wür- 
den in der Strafvorschrift Elemente eines 
Vergehens und einer Übertretung miteinan- 
der vermengt werden. Soweit die Regierungs- 
vorlage, die somit bezüglich des § 38 Abs. 3 
grundsätzlich aufrecht zu erhalten ist, sprach- 
lich verbessert werden soll, könnte folgende 
Fassung gewählt werden: 

(3) „Wird die in Absatz 1 bezeich- 
nete Tat fahrlässig begangen, so ist auf 
Geldstrafe zu erkennen.“ 

Zu 40: 

Dem Änderungsvorschlag zu Nr. 40 wird 
mit der Maßgabe beigetreten, daß Absatz 1 
folgende Fassung erhält: 

(1) „Die in § 38 bezeichneten Gegen- 
stände können eingezogen werden, so- 
weit sich die Straftat auf sie bezieht.“ 

Der Zusatz ist erforderlich, um auch im 
Wortlaut des Gesetzes auf eine Beziehung 
der einzuziehenden Gegenstände zu der be- 
gangenen Straftat abzustellen. 

Zu 41: 

Gegen den Vorschlag der redaktionellen Be- 
richtigung des § 41 bestehen keine Be- 
denken. 

Zu 42: 

zu a): 

Die im Änderungsvorschlag des Bundesrates 
Nr. 42 a als sprachliche Verbesserung vor- 
geschlagene Fassung des § 41 erreicht ihr 
Ziel nicht. Durch die Änderung kann der 
Eindruck entstehen, als ob zur Verwirk- 
lichung des Tatbestandes die Mitglieder des 
Bundesbankrates und des Bundesbankdirek- 
toriums Zusammenwirken müßten. Zur Be- 
hebung von Zweifeln in der Auslegung des 
§ 41 wäre folgende Fassung zu wählen: 
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§ 41 

„Wer als Mitglied des Bundesbank- 
rates oder des Bundesbankdirektoriums 
den Stand der Verhältnisse der Bundes- 
bank oder der angeschlossenen Landes- 
zentralbanken in einem nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes vorgeschrie- 
benen Ausweis oder Abschluß vorsätz- 
lich falsch darstellt oder verschleiert, 
wird mit Gefängnis bestraft. Daneben 
kann auf Geldstrafe bis zu hunderttau- 
send Deutsche Mark erkannt werden.“ 

Der Fassung des Bundesrates kann nicht zu- 
gestimmt werden. 

zu b): 

Gegen den Vorschlag bestehen keine Be- 
denken. 

Zu 43: 

Gegen den Vorschlag des Bundesrates be- 
stehen keine Bedenken. 


Zu 44 bis 46: 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates er- 
ledigen sich mit der Ablehnung der Vor- 
schläge zu Punkt 25, 27 — 30, weil sie auf die 
von der Bundesregierung abgelehnte Auffas- 
sung des Bundesrates gegründet sind. 

Zu 47: 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu 48: 

Gegen die vorgeschlagene Änderung der Be- 
stimmung über die Inkraftsetzung des Ge- 
setzes werden Einwendungen nicht erhoben. 

Zu 49: 

Der Vorschlag erledigt sich durch Ablehnung 
der abweichenden Konzeption des Bundes- 
rates. 
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